
Warum  rückt  die  Welt  nach
rechts?
Von Felix Ruga, April 2024

Wenn wir uns auf  der Welt  umschauen,  läuft  uns ein Schauer über den
Rücken: In Deutschland ist die AfD in allen Landesparlamenten und dem
Bundestag  vertreten  und  stellt  mittlerweile  Bürgermeister,  es  drohen
Mehrheiten bei den Landtagswahlen in Ostdeutschland. Zeitgleich sind alle
Parteien  bis  auf  die  Linkspartei  auf  eine  rassistische  Politik  gegenüber
Geflüchteten eingeschwenkt und wollen sich gegenseitig übertreffen, wer am
besten  abschieben  kann.  Bundeskanzler  Scholz  höchstpersönlich  sprach
davon, endlich „im großen Stil“ abschieben zu wollen.

Nicht nur in Deutschland hat sich die Lage verschlechtert. Schauen wir in
der Welt umher, sieht’s in anderen Ländern nicht besser aus: Trotz seiner
Niederlage  2020  steht  Trump wieder  für  die  Republikaner:innen  in  den
Startlöchern. Gegen seinen schwachen Kontrahenten Joe Biden hat er gute
K a r t e n ,  d i e s e n  N o v e m b e r  b e i  d e n  U S - a m e r i k a n i s c h e n
Präsidentschaftswahlen  klar  zu  gewinnen.

Georgia Meloni,  die Regierungschefin Italiens,  gehört der Partei  „Fratelli
d’Italia“ an, welche aus einer faschistischen Tradition stammt und sich auf
einen neoliberalen Rechtspopulismus eingestellt hat. Hier wurde kurzerhand
das Bürger:innengeld gestrichen und weitere Angriffe drohen.

Davon kann auch die argentinische Arbeiter:innenklasse ein Lied singen:
Dort unternimmt der selbsternannte „Anarchokapitalist“ Javier Milei gerade
den Versuch, den Staat autoritär umzubauen und mit der Kettensäge den
Sozialstaat zu zerlegen.

Doch dabei hört es nicht auf. Auf dem Großteil der Welt können wir einen
Rechtsruck  verzeichnen.  Von  Europa  bis  zu  den  Philippinen  können  wir
beobachten, wie Rechtspopulist:innen Erfolg haben. Klar ist: Dem Rechtsruck
müssen wir uns entgegenstellen. Aber wie?
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Woher kommt der Rechtsruck?

Wenn wir  uns effektiv  wehren wollen,  müssen wir  verstehen,  wie dieser
Rechtsruck zustande kommt. Dazu müssen wir uns anschauen, in was für
einer Welt wir leben.

Um  dies  gleich  zu  beantworten:  Aktuell  leben  wir  im  Stadium  des
Imperialismus. Dieses ist die höchste Stufe des Kapitalismus. Es gibt einen
internationalen  Weltmarkt  samt  einer  internationalen  Arbeitsteilung.
Dadurch  gibt  es  zwei  Formen  von  Ländern:  imperialistische  und
unterworfene.

Aus dem Schulunterricht kennen die einen oder anderen den Begriff  der
„Kolonisierung“.  Damals  gab  es  Länder,  die  offen  andere  Länder,  also
Kolonien,  abhängig  gemacht  haben  –  wirtschaftlich  und  politisch.
Imperialistische Länder machen in einer gewissen Weise das gleiche. Sie
halten unterworfene Länder wirtschaftlich abhängig, jedoch politisch formal
unabhängig, weshalb wie sie Halbkolonien nennen.

Oberflächlich  erscheinen  die  meisten  Halbkolonien  als  eigene  Staaten.
Schaut man sich an, wem die Firmen gehören, welche Zuschüsse der Staat
bekommt und wie verwoben die Beziehungen mancher Politiker:innen sind,
wird klar: Komplett unabhängig agieren die Länder nicht.

Hinzu  kommt die  fortschreitende  Monopolisierung.  Konzerne  fusionieren,
kaufen  auf  und  übernehmen  den  Markt,  während  kleinere  Firmen  und
Händler  verdrängt  oder  aufgekauft  werden.  Das  ist  ein  Prozess,  der
innerhalb  der  kapitalistischen  Produktionsverhältnisse  nicht  gänzlich
aufzuhalten  ist.

Einer kleinen Bäckerei im Dorf ist es unmöglich, in der gleichen Zeit so viele
Brötchen  herzustellen  wie  eine  Bäckereikette  mit  mehr  Maschinen  und
Arbeiter:innen. So wird der Preis der Dorfbäckereibrötchen teurer und mehr
Menschen gehen zur Bäckereikette, weil es günstiger ist.

Dadurch wird zwar die Produktion effizienter und die Zentralisierung legt die
Grundlage für eine demokratische Planwirtschaft, aber die großen Firmen



müssten  dafür  auch  enteignet  werden,  anstatt  sich  in  der  finanziellen
Konkurrenz zu zerfleischen.

Daneben stehen die kleineren Firmen, die Angst haben, ihre Stellung zu
verlieren. Getrieben von der Angst des sozialen Abstieges fangen sie an,
herumzubrül len:  Protekt ionismus,  Nationalchauvinismus,
Standortborniertheit, das sind ihre Forderungen, um sich zu schützen. Kurz
gesagt: Sie wollen das Rad der Zeit aufhalten, um nicht ihren Reichtum zu
verlieren, indem sie sich gegen die internationale, arbeitsteilige Struktur des
Gesellschaftssystems stellen.

In diesen Verhältnissen werden die Kapitalist:innen gezwungen, immer nach
einem Weg zu schauen, wie sie mehr Profit anhäufen können. Profit macht
das  Kapital  mit  der  Ausbeutung  der  Arbeiter:innen.  Diese  arbeiten  mit
Maschinen und Rohstoffen, und schaffen ungeheure Werte, wovon sie nur
einen Bruchteil als Lohn bekommen. Durch immer weitere Investitionen in
neue Maschinen werden die Arbeiter:innen aus der Produktion verdrängt und
die  Investitionen werden immer  teurer,  während sich  der  Markt  sättigt,
woraus sich schnell eine Überproduktionskrise entwickeln kann.

Auswege  für  diesen  Prozess  gibt  es  für  Kapitalist:innen  nicht  viele.  Sie
müssen  andere  aufkaufen,  fusionieren  oder  spekulieren.  Sind  alle
Möglichkeiten ausgeschöpft,  wird zu rabiateren Methoden gegriffen.  Dies
kann zum einen durch Sparpolitik und soziale Angriffe auf die Arbeiter:innen
umgesetzt werden, zum anderen durch wirtschaftlichen oder militärischen
Krieg. Die stärkere Kapitalfraktion kann verstärkt in neue Märkte eindringen,
während die Verliererin zurückgelassen wird.

Die Bedeutung der Krise

Der Rechtsruck vollzieht sich verstärkt seit den 2010er-Jahren. Aber wo liegt
der Ursprung der Stärke von AfD und Co.?

Im Zuge der Weltwirtschaftskrise 2007/08 standen viele Banken kurz vor
dem Bankrott. Viele wurden mit extrem viel Geld gerettet. Die Kosten dafür
haben nicht jene getragen, die viel Geld besaßen. Nein, die Kosten wurden
auf die Arbeiter:innen abgewälzt. Praktisch wurden die Armen noch ärmer



gemacht,  durch  Leiharbeit,  Kürzungen  bei  Sozialleistungen,  sozialen
Einrichtungen  und  so  weiter.

Parteien, die die Stimme dagegen erhoben haben, gab es kaum. Im Kern
Europas haben Sozialdemokrat:innen wie die SPD dabei geholfen, die Kosten
der Krise auf die Arbeiter:innen abzuwälzen. Viele linke Reformist:innen wie
die  Linkspartei  haben  es  verpasst,  kräftig  dagegen  zu  kämpfen.  So
scheiterten  europaweite  Streikversuche  oftmals  an  der  Blockade  durch
Gewerkschaftsbürokratien imperialistischer Nationen.

Aktuell passen sie sich dem Rechtsruck an und versuchen, die Wähler:innen,
die sie an die AfD verloren haben, mit rechter Rhetorik wiederzugewinnen.
Doch  andere  linksreformistische  Parteien,  wie  SYRIZA  in  Griechenland,
haben offen gegen die Sparpolitik der EU mobilisiert und konnten damit
ganze Länder für sich gewinnen. Letztlich mussten sie aber einknicken und
haben damit Verrat begangen.

Diese schwere Niederlage hat heute in doppelter Hinsicht Bedeutung für
uns: Zum einen wurde die politische Linke schwer geschädigt und konnte
sich davon bis heute nicht erholen. Zum anderen konnten die Regierungen
alle neoliberalen Tricks wie Sparmaßnahmen und Sozialabbau ausspielen,
um die Krise abzuwehren. Nun rollt eine neue Krise über uns hinweg, bei der
die alten Tricks ausgeschöpft sind. Deshalb müssen wir mit einem härteren
Kampf rechnen, der sich darum dreht, wessen Kapital nun zerstört wird.

An dieser Stelle haben sich die Rechten mit ihrer „Krisenlösung“ positioniert:
Rückzug in die nationalen Grenzen, zusammen mit einer extrem neoliberalen
Politik,  welche  die  Ausbeutung  verschärft  und  das  nationale  Kapital
bevorzugt, indem Reallöhne und sozial- und arbeitsrechtliche Bestimmungen
abgesenkt werden.

Anstatt  eine  Perspektive  aus  der  globalen  Konkurrenz  herauszuweisen,
erkennen sie diese als unumstößliche Naturgewalt an. Sie stürzen sich mit
einer  Kompromisslosigkeit  hinein,  bei  der  die  Arbeiter:innen
gezwungenermaßen  unter  die  Räder  kommen  werden.  Um  das  zu
verschleiern,  begleiten  sie  das  alles  mit  reaktionären  Ideologien  von



Vaterland  und  Familie.

Was für eine Perspektive haben wir?

Wir müssen das Ganze nicht hinnehmen! Es gibt Wege, dieser tristen Zukunft
zu entkommen. Das Beispiel von SYRIZA zeigt, dass man auch mit „radikalen
Forderungen“ den Rückhalt in der Bevölkerung finden und damit immense
Sprengkraft entwickeln kann.

Als  REVOLUTION  treten  wir  für  eine  antirassistische  Bewegung  ein,
bestehend  aus  Gewerkschaften,  Sozialdemokratie,  Reformist:innen  sowie
Sozialist:innen, die sich dem Rechtsruck entgegenstellt. Aktuell sind es die
ersteren,  die  einen  Großteil  der  organisierten  Arbeiter:innen  hinter  sich
führen.

Rassismus ist nicht einfach nur so beschissen. Er schwächt auch den Kampf
für das objektive Interesse aller Arbeiter:innen: Anstatt zusammen für eine
bessere  Lebensgrundlage  zu  kämpfen,  bekämpft  man  sich  gegenseitig.
Deswegen ist es wichtig, auch soziale Forderungen aufzustellen, wie nach
bezahlbarem  Wohnraum  oder  Mindestlohn  für  alle.  Diese  Forderungen
müssen konsequent  mit  Antirassismus verbunden werden.  Daneben muss
auch die Frage der Selbstverteidigung aufgeworfen werden.  Denn neben
rassistischen  Gesetzen  gibt  es  auch  Rassist:innen  auf  der  Straße,  die
Migrant:innen und Linke angreifen.

Aber  eine  Bewegung reicht  nicht  aus.  Für  uns  Jugendliche  sieht  unsere
Zukunft  beschissen  aus:  mehr  Ausbeutung,  mehr  Überwachung,  weniger
Freiheiten  und  Perspektiven.  Es  wird  immer  schwerer,  einen
Ausbildungsplatz oder einen Job zu finden, von dem wir leben können, ohne
den  Spießrutenlauf  der  unbezahlten  Praktika  oder  befristeten  Jobs
durchlaufen zu müssen. Für diejenigen, die weiblich, queer, migrantisch oder
geflüchtet sind, ist das Ganze nochmal bedeutend härter.

Nebenbei werden die Ausgaben für Bildungseinrichtungen gekürzt und unser
Selbstbestimmungsrecht über Körper und Sexualität eingeschränkt, oftmals
geleugnet. Deswegen brauchen wir Jugendlichen eine eigene internationale
Organisation  mit  einem  revolutionären  Programm.  Ein  Programm,  das



deutlich macht, dass es keine Spaltung aufgrund Herkunft, Geschlecht, Alter
oder  Sexualität  geben  darf.  Nur  so  können  wir  der  Unterdrückung  von
Jugendlichen, auch in der Arbeiter:innenbewegung selbst, entgegentreten.

Wir müssen die aktuelle Problematik mit einer revolutionären Perspektive
verbinden. Konkret heißt das: Wir beteiligen uns an aktuellen Kämpfen wie
Streiks oder Bewegungen und tragen eine revolutionäre Perspektive hinein,
insbesondere an den Orten, an denen wir uns täglich befinden, wie Schulen,
Unis oder Betriebe.

Nicht nur für Jugendliche brauche es eine Organisation mit revolutionärem
Programm. Uns ist bewusst, dass wir Jugendlichen nicht die einzigen sind,
die unter dem System leiden und dass wir allein nicht das System umwälzen
können.  Für  uns  ist  die  Arbeiter:innenklasse  die  einzige  Kraft,  die  eine
Revolution anführen kann,  wird doch durch ihre schöpferische Kraft  der
Großteil  des gesellschaftlichen Werts produziert,  den sich einzelne privat
aneignen.  Aus  diesem Grund  unterstützen  wir  die  Anstrengungen,  neue
Arbeiter:innenmassenparteien aufzubauen, die offen für ein revolutionäres,
sozialistisches Programm kämpfen.

Heteronormativität  als  Ursache
queerer Unterdrückung?
von Sani Maier, März 2024, aus der revolutionären Frauenzeitung FIGHT!
Nr. 12

Gesellschaftliche Konventionen
Egal  ob  in  Kinderbüchern,  Märchen,  Videospielen,  der  Werbung  oder
unseren  Lieblingsfilmen:  Seit  jeher  strahlen  uns  dort  glücklich  verliebte
Pärchen entgegen und präsentieren uns die traumhafte Partner:innenschaft,
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nach der viele dann ihr ganzes Leben lang suchen. In unserer Gesellschaft
scheinen erst  die Beziehung, dann die Ehe,  Kind(er)  und ein gemeinsam
geführtes Leben, am besten im Eigenheim, besondere Ziele zu sein. Wer
kennt  nicht  die  ewigen Fragereien der  Familie  danach,  wann man denn
endlich mal den/die Partner:in mitbringe und für Frauen ab Mitte Zwanzig
gibt es die übergriffige Frage nach der Kinderplanung gleich gratis dazu.
Dabei ist es jedoch alles andere als egal, wie besagte Partner:innenschaft
oder Familie konkret aussiehen, sondern streng vorgegeben: Das „ideale“
Paar besteht auch heute noch aus einem Mann und einer Frau: Adam und
Eva, Romeo und Julia, Dornröschen und der Prinz, Bonnie und Clyde … etc.
Dabei ist sowohl das gegenteilige Geschlecht beider Partner:innen wichtig,
setzt also eine klar abgrenzbare Vorstellung von zwei Geschlechtern voraus,
aber  auch  die  Tatsache,  dass  die  Beziehung  aus  genau  zwei  Personen
besteht. Offene Beziehungen oder Polygamie werden nach wie vor kritisch
beäugt und in der Ehe schonmal gar nicht berücksichtigt (bis auf bestimmte
religiöse und kulturelle Ausnahmen, bei denen aber meistens nur männliche
Polygamie erlaubt ist). Unsere Kultur und Bildung, aber auch juristische und
institutionelle  Strukturen  sind  also  durchzogen  von  dieser  spezifischen
Liebes- und Sexualitätsvorstellung und prägen uns von klein auf, ohne dass
wir uns dessen überhaupt bewusst sind. Es ist irgendwie einfach „normal“.
Der  Fachbegriff  für  dieses  Phänomen  heißt  Heteronormativität.  Unsere
Entwicklung  und  unser  Selbstverständnis  werden  also  darauf  gelenkt,
heterosexuelle  Partner:innenschaften  als  normal,  natürlich  und
erstrebenswert anzusehen – sie sind die Norm. Homo- und Bisexualität sowie
transgender und Intergeschlechtlichkeit werden als Abweichungen davon je
nach gesellschaftlichem Kontext  diskriminiert  bis  gewaltsam unterdrückt.
Gleichgeschlechtliche  Liebe  wird  in  vielen  Staaten  kriminalisiert  und
intergeschlechtliche  Säuglinge  werden  chirugisch  an  „eindeutig“  binäre
Standards angepasst, obwohl keinerlei medizinische Notwendigkeit besteht.
Dabei  herrscht  sowohl  in  Bezug  auf  Geschlechter  a ls  auch
sexuelle/romantische Orientierungen die Annahme, beides sei von Geburt an
festgeschrieben  und  könne  sich  nicht  immer  wieder  wandeln.
Heteronormative Identitäten und Beziehungen stehen in der Hierarchie ganz
oben  und  werden  durch  verschiedene  Privilegien  gefördert  (z.  B.
Steuererleichterungen  wie  Ehegattensplitting  oder  umfassende  und



vergleichsweise unkomplizierte Adoptionsrechte). Viele Frauen haben diese
Vorstellungen so sehr internalisiert, dass es sich für sie oft so anfühlt, als
könnten sie nur in einer Beziehung mit einem Mann wirklich glücklich sein,
und  suchen  deshalb  konstant  nach  männlicher  Anerkennung  und
Bestätigung. Der Begriff Heteronormativität wird dabei oft dem Aufkommen
der  Queer  Studies  zugeschrieben,  existiert  aber  bereits  seit  mehreren
Jahrzehnten und wird von unterschiedlichen politischen und philosophischen
Theorien  mit  variierenden  Schwerpunkten  benutzt.  Spätestens  seit  die
Beliebtheit postmoderner Theorien zugenommen hat und das Interesse an
Philosophen wie Michel Foucault und der Queer Theory gestiegen ist, kam es
zu  einer  stärkeren  Hinwendung  zu  diskursbezogenen  Konzepten  von
Heteronormativität.  Der  Diskurs  bezeichnet  hierbei  die  gesellschaftliche
Produktion von Bedeutungen und „Wahrheiten“,  aus denen sich konkrete
Machtverhältnisse ergeben wie unter anderem die Heteronormativität. Bis
heute liefern die postmoderne oder auch poststrukturalistische Theorie die
dominante Erklärung für den Druck, in heteronormativen Verhältnissen zu
leben. Während diese Verwendung von Heteronormativität viele Symptome
des Phänomens durchaus treffend darstellt, liegen ihr einige problematische
Annahmen zugrunde, welche im Folgenden erklärt werden.

Schwächen postmoderner Erklärungsansätze
Grundsätzlich  liegt  das  Problem dieser  Ansätze  darin,  dass  der  Diskurs
Machtverhältnisse erzeuge und in diesem, also in Strukturen des Wissens,
die Ursache von Unterdrückung ausgemacht wird. Während wir durchaus
zustimmen, dass sich heteronormative Standards und Kriterien durch (unter
anderem) unser Bildungs- und Gesundheitssystem ziehen und diese immer
weiter verankert werden, so fehlt dieser Feststellung die Erklärung, wie es
eigentlich dazu kommen konnte. Gesellschaftliche Institutionen wurden von
Menschen  erschaffen  und  werden  von  diesen  fortgeführt.  Welche
Überzeugungen  und  Ziele  sie  dabei  mit  einfließen  lassen,  ist  nicht
willkürlich, sondern abhängig von ihren Umständen und dem Kontext, unter
denen  sie  leben.  In  den  Worten  von  Marx:  „Das  gesellschaftliche  Sein
bestimmt das Bewusstsein.“ Wie wir leben, welche Probleme wir haben und



wie wir glauben, diese lösen zu können, spielt also eine Rolle in unseren
Interessen und Entscheidungen. Betrachtet man die Gesellschaft aus einer
materialistischen  Perspektive,  fokussiert  man  sich  zuerst  auf  die
Produktionsverhältnisse, da die Art und Weise, wie wir arbeiten, in jeder
Phase der menschlichen Entwicklung von entscheidender Bedeutung war und
das  Zusammenleben bis  heute  maßgeblich  strukturiert.  Der  Kapitalismus
zeichnet  sich  durch  die  Tatsache  aus,  dass  wenige  Menschen
Produktionsmittel  besitzen  und  die  Mehrheit  ihre  Arbeitskraft  an  diese
verkaufen muss, um zu überleben. Kapitalist:innen kaufen diese, bezahlen
den Arbeiter:innen aber nicht das volle Äquivalent ihrer geleisteten Arbeit
und eignen sich die Differenz selbst an, was die Quelle ihres Profits darstellt.
Der  Lohn,  den  sie  zahlen,  muss  allerdings  ausreichen,  damit  die
Arbeiter:innen all das kaufen können, was nötig ist, um weiterhin arbeiten zu
können:  Miete,  Essen,  Strom,  Fahrkarten etc.  Wofür  sie  allerdings  nicht
zahlen, ist die Arbeit, die privat in den Haushalten geleistet wird: sogenannte
Hausarbeit.  Kochen, Putzen,  Kinder erziehen und versorgen, Sorgearbeit,
Kranken- und Altenpflege, Wäsche waschen und vieles mehr zählt zu diesen
unbezahlten Arbeiten und ist für die Kapitalist:innen weitestgehend gratis.
Den Grund dafür  bildet  die  geschlechtliche  Arbeitsteilung,  durch welche
Frauen über Jahrhunderte hinweg rechtlich und ideologisch in die private
häusliche Sphäre verdrängt und zu unentlohnten Hausarbeiterinnen erzogen
wurden.  Sie  sorgen  dafür,  dass  sich  die  Arbeitskraft  ihrer  Partner
reproduziertund ihre Kinder sichern den Nachschub an Arbeitskräften. All
das,  was  hierfür  nicht  gezahlt  werden  muss,  vergrößert  den  Profit  der
Kapitalist:nnen und macht sie zu Profiteur:innen dieses Systems. So wie es
hier beschrieben wurde, würden sich wohl die wenigsten Frauen freiwillig in
diese  Rolle  fügen  wollen.  Finanzielle  Abhängigkeit  und  die  moderne
Doppelbelastung aus Haus- und Lohnarbeit sind nur einige der gravierenden
Konsequenzen  dieser  Form  der  Arbeitsteilung.  Es  gab  also  die
Notwendigkeit, diese ideologisch aufzuwerten und somit wurde das Konzept
der bürgerlichen Kleinfamilie  mit  klarer  geschlechtlicher Rollenverteilung
idealisiert, romantisiert und als natürlich verkauft. Gleiches gilt für die Ehe:
Was ursprünglich zur Sicherstellung von Monogamie und Vererbung durch
eindeutige  Abstammungslinien  eingeführt  wurde,  gilt  heute  als
romantischster Tag im Leben eines Paares. Die Kapitalist:innen haben es also



erfolgreich  geschafft,  durch  Gesetze,  Kultur  und  Religion,  ihre
Profitinteressen als „natürliche“ Tatsachen zu etablieren. Es lässt sich nun
also  auch  erklären,  warum  die  Unterdrückung  von  allen  nicht-
heterosexuellen,  nicht-cis  und  -monogam  lebenden  Menschen  eine
notwendige  Konsequenz  der  kapitalistischen  Produktionsweise  und  ihr
vorausgehender  Klassengesellschaften  ist:  All  diese  Lebensformen  und
Identitäten passen nicht ins Schema der bürgerlichen Kleinfamilie (Vater,
Mutter, Kind) und stellen deren vermeintlich natürlichen Charakter in Frage.
Um  ihre  Profite  weiterhin  maximieren  zu  können,  werden  sich
Kapitalist:innen  niemals  ernsthaft  für  die  Interessen  queerer  Menschen
einsetzen  können.  Heteronormativität  ist  also  ein  Symptom  der
K lassenverhä l tn i s se  und  beschre ib t  d ie  Gesamthe i t  der
Rollenzuschreibungen, die benötigt werden, um den Kapitalismus am Laufen
zu halten. Diskurse, Wissensstrukturen, Gesetze und kulturelle Erzeugnisse
machen Mittel zum Zweck der Durchsetzung patriarchaler Verhältnisse aus
und bilden nicht deren Ursache. Eine Politik,  die sich lediglich auf diese
Mittel fokussiert, wird nicht in der Lage sein, die Wurzeln des Problems zu
lösen,  und  ewige  Symptombekämpfung  betreiben.  Der  Kampf  gegen
Heteronormativität  muss  also  ein  antikapitalistischer  sein  und  das
Patriarchat  in  seinen  Grundfesten,  also  dem  Privateigentum  an
Produktionsmitteln,  angreifen.  Die  private  Kontrolle  der  Produktion muss
gemeinschaftlich  und  demokratisch  von  den  Arbeiter:innen  übernommen
werden.  Nur  dann  wird  es  möglich  sein,  Hausarbeit  kollektiv  und
gemeinschaftlich zu bewältigen und geschlechtliche Arbeitsteilung und damit
zusammenhängende Geschlechterrollen zu überwinden.

Berliner  Polizei  löst
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Palästinakongress  auf  –
Meinungsfreiheit wird zur Farce
von Martin Suchanek, zuerst erschienen in der Infomail 1251 der Gruppe
Arbeiter:innenmacht, April 2024

Einschränkungen  demokratischer  Rechte  gehören  mittlerweile  zum
Normalzustand  der  „Demokratie“.  Die  von  Merkel  und  Scholz  zur
Staatsräson erklärte  „bedingungslose Solidarität“  mit  Israel  verträgt  sich
offenkundig schlecht mit der Meinungsfreiheit.

Diese kam am 12. April unter die Räder wie selten zuvor in Berlin, einer
Stadt,  die  durchaus  auf  eine  lange  Geschichte  polizeilicher  Gewalt  und
Willkür zurückblicken kann.

Doch  während  sich  Repression  „normalerweise“  auf  Demonstrationen,
Besetzungen, Blockaden, Akte zivilen Ungehorsams oder das Aufbegehren
prekär Beschäftigter konzentriert, galt der Anschlag auf die Meinungsfreiheit
diesmal  einer  Saalveranstaltung,  einer  demokratisch  organisierten
Konferenz,  dem  Palästinakongress.

Staatsräson
Dieser richtet sich nämlich direkt gegen die zur Staatsräson er- und verklärte
Solidarität mit Israel, auch wenn dieser Staat gerade rund 40.000 Menschen
durch Bombardements und Bodentruppen getötet hat, weit über eine Million
Menschen  in  Gaza  vertrieben  wurden  und  akut  Hunderttausende  vom
Hunger bedroht sind. Mit tödlichem Ernst halten die deutsche Regierung wie
die bürgerliche Opposition und die faktisch gleichgeschalteten Medien an der
Fiktion fest, dass Israel keinen genozidalen Angriffskrieg führe, sondern sein
„Recht auf Selbstverteidigung“ ausübe. Und damit nicht genug, Deutschland
unterstützt  den  Krieg  nicht  nur  politisch,  diplomatisch,  sondern  auch
militärisch.  Allein  im  Jahr  2023  haben  sich  die  Rüstungsexporte
verzehnfacht.
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Dieser Krieg wird folgerichtig auch im Inneren weitergeführt.  Damit  soll
einerseits die Schuld des deutschen Imperialismus am Holocaust ideologisch
entsorgt werden, andererseits verfolgt der deutsche Staat damit handfeste
ökonomische und vor allem geostrategische Interessen.

So gerät schon die Ausübung des Rechts auf  Meinungsfreiheit  zur quasi
kriminellen Betätigung. Seit Wochen wird in den Medien, von reaktionären
wie  „demokratischen“  Stimmungsmacher:innen,  nach  dem  Verbot  der
Veranstaltung gerufen. Nachdem das rechtlich nicht ging, wurde tagelang
gefordert  und  gedroht,  was  am 12.  April  von  der  Polizei  durchgezogen
wurde. Berlins rechtskonservativer Bürgermeister Wegner hatte schon lange
ein  „rigoroses  Einschreiten“  beim  „kleinsten  Verdacht“  gesetzwidriger
Aussagen  angekündet.  Im  Klartext  heißt  das  nichts  anderes  als  die
angedrohte Kriminalisierung jeder offenen Kritik am Staat Israel und seiner
rassistischen  Grundlagen,  jeder  Solidarisierung  mit  Palästina,  jedes
Antizionismus  und  jedes  Eintretens  für  die  demokratischen  Rechte  des
palästinensischen  Volkes,  insbesondere  dessen  auf  nationale
Selbstbestimmung.

Provokation
Daher begann der Tag schon mit abstrusen und absurden Schikanen. Die
Brandschutzverordnung und das Bauamt wurden bemüht, um einen Vorwand
zu  finden,  nur  250  Personen  in  die  für  600  Menschen  ausgelegten
Räumlichkeiten  zu  lassen.  Hunderte  Menschen  konnten  daher  an  der
Veranstaltung erst gar nicht teilnehmen. Zudem zog die Polizei den gesamten
Prozess des Einlassens der Teilnehmer:innen über Stunden hin.  Während
hunderten  Menschen  mit  Eintrittskarten  der  Zutritt  von  der  Obrigkeit
verwehrt  wurde,  schleuste  die  Polizei  –  unter  frecher  Missachtung  des
Hausrechtes  der  Veranstalter:innen  –  prozionistische,  hetzerische
Journalist:innen von Welt und Co. ein. Darüber hinaus machten die Cops die
massive Präsenz uniformierter und aller möglichen Polizist:innen in Zivil zur
Bedingung, dass die Veranstaltung überhaupt beginnen konnte.

Trotz all dieser Schikanen, Provokationen und polizeistaatlicher Mittel, von
denen Putin  und Erdogan,  Netanjahu und Biden,  aber  auch Meloni  und



Macron noch einiges lernen könnten, begann der Kongress.

Rede von Habh Jamal
In einer ergreifenden Rede entlarvte Hebh Jamal die Lügen, aber auch die
Kooperation der Unterdrücker:innen weltweit, eine Kooperation, die keine
Verschwörung ist, sondern die das gemeinsame Interesse der herrschenden
Klassen  an  einer  imperialistischen  Ordnung  deutlich  macht,  die  auf
Ausbeutung und Unterdrückung basiert. Vor allem machte sie deutlich, dass
eine  Konferenz,  die  die  Verbrechen  der  Nakba,  die  Vertreibung  und
Unterdrückung der Palästinenser:innen verdeutlicht und die Komplizenschaft
des deutschen Imperialismus hervorhebt, auch einen Akt des Widerstandes
darstellt.

Denn in der Anklage gegen diese Politik, die die Konferenz schon im Vorfeld
erhob, liegt notwendig und untrennbar ein Durchbrechen des Schweigens,
ein Moment der Solidarisierung, die zur Aktion, zum Handeln drängt, zur
Vertiefung und besseren Koordinierung unserer Bewegung.

Das  wollen  die  deutsche  Regierung  sowie  das  gesamte  politische
Establishment, ob nun Ampelkoalition oder Unionsparteien, ja selbst die AfD
und Teile der Linkspartei verhindern. Die Berliner Polizei rückte mit gut 900
Einsatzkräften an, um diesen politischen Auftrag umzusetzen. Und sie tat es.

That’s what imperialist „democracy“ looks like
Die Videobotschaft von Salman Abu Sitta, über den der deutsche Staat wegen
seines Engagements ein Einreiseverbot verhängt hatte, wurde schon nach
wenigen Minuten und ohne ersichtlichen Grund von der Polizei gestoppt.
Dafür  wurden schließlich  gegenüber  der  Anwältin  der  Veranstalter:innen
mehrere,  einander  widersprechende,  selbst  nach  bürgerlichem  Recht
überaus fragwürdige Gründe geliefert. So erklärte die Polizei einmal, dass
die Rede Passagen enthalten könnte, die volksverhetzerisch sein könnten.
Dies würde geprüft werden. Frei nach dem Motto „Viel hilft viel“ hieß es
später,  dass  Salman  Abu  Sitta  ein  politisches  Betätigungsverbot  in
Deutschland habe. Seit wann und woher, wussten die Polizeikräfte ebenso



wenig zu erklären wie die Frage,  ob das Abspielen einer Videobotschaft
überhaupt darunter falle.  Doch wer braucht  schon Gründe,  wenn er  das
Gewaltmonopol auf seiner Seite hat? Und um gleich alle Unklarheiten aus
der  Welt  zu  schaffen,  dass  hier  das  Recht  auf  Versammlungs-  und
Meinungsfreiheit mit Füßen getreten wird, wurde der Kongress auch gleich
für  Samstag  und  Sonntag  samt  sämtlicher  Nachfolgeveranstaltungen
verboten.

Die Polizei konnte den Kongress sprengen und auflösen. Doch sie wird uns
weder  zum Schweigen  bringen  noch  wird  sie  ihr  Ziel  erreichen,  unsere
Bewegung, die wächst und stärker wird, zu zerstören.

Im Gegenteil. Die willkürliche Auflösung des Kongresses und der Anschlag
auf die Meinungsfreiheit offenbaren nicht nur den repressiven Charakter der
Polizei.  Sie  verdeutlichen  auch  den  antidemokratischen  Charakter  der
deutschen  Regierungspolitik.  Und  sie  zeigen  die  enge  Verbindung  von
imperialistische Politik und der monopolisierten öffentlichen Meinung. Denn
neben  der  Repression  stehen  wir  auch  einer  orchestrierten  Hetze  und
Verleumdung  samt  einer  massiven  Welle  antipalästinensischen,
antimuslimischen  und  antiarabischen  Rassismus’  entgegen.

Dass  die  deutschen  Medien  auch  gegen  Genoss:innen  der  Gruppe
Arbeiter:innenmacht und von REVOLUTION hetzen, zeigt unserer Meinung
nach nur,  dass  wir  etwas richtig  gemacht  haben.  Wir  wollen aber  nicht
vergessen,  dass das deutsche Establishment in den letzten Wochen auch
seine  antisemitische  Seite  zeigt,  wenn  sie  antizionistische  Juden  und
Jüdinnen, vor allem die Genoss:innen der „Jüdischen Stimme für gerechten
Frieden  in  Nahost“,  öffentlich  diffamiert  und  die  Berliner  Sparkasse  ihr
Vereinkonto sperrt. Vor allem aber dürfen wir nicht vergessen, dass es vor
allem unsere  palästinensischen  Genoss:innen  sind,  die  auf  das  Brutalste
angegriffen, deren Vereine und Organisationen bedroht und kriminalisiert
werden  und  über  denen  das  Damoklesschwert  der  Abschiebung  hängt,
während  zugleich  ihre  Freund:innen  und  Angehörigen  sterben  oder
vertrieben  werden.

Heute, am 12. April 2024, haben die Wegners und Giffeys, die Scholz’ und



Baerbocks  unseren  Kongress  auflösen  können.  Sie  verfügen  über  die
Machtmittel,  dies  zu  tun.  Doch  sie  mögen  sich  ihres  „Erfolges“,  ihres
„Sieges“  über  unsere demokratischen Rechte  nicht  zu sicher  sein  –  und
gewiss  werden sie  sich nicht  zu lange darüber erfreuen.  Auch wenn sie
vermochten, unseren Kongress aufzulösen, so wurde er – und dies ist ein
Stück  Ironie  der  Geschichte  –  weltweit  bekannter.  Vor  allem  hat  die
Repression  weit  mehr  Menschen  den   reaktionären,  antidemokratischen
Charakter  des  deutschen Kapitalismus  vor  Augen geführt,  als  es  unsere
Reden, Beiträge, Diskussionen, Beschlüsse allein vermocht hätten. Gerade
der deutsche Imperialismus hat sich über Jahrzehnte das Image aufgebaut,
vergleichsweise  „demokratisch“  und  „wertebasiert“  zu  sein.  Diese
selbstgefällige  Lüge  entlarvt  er  gerade  selbst.

Wir werden dafür sorgen, dass sie ihm im Halse steckenbleibt. Sie können
einen  Kongress  verbieten,  unseren  Widerstand,  Kampfeswillen,  unsere
Entschlossenheit werden sie nicht brechen. Denn wir kämpfen im Gegensatz
zu ihnen für eine gerechte Sache, für Freiheit und Selbstbestimmung des
palästinensischen  Volkes,  für  eine  Welt  ohne  Ausbeutung  und
Unterdrückung.

Die  Geschichte  der  Kufiya  –
Modeaccessoir  und
Widerstandssymbol
Von Bailey Zirvena, Februar 2024

Die Kufiya, auch Palästinensertuch genannt, existiert im arabisch-sprachigen
Kulturraum in verschiedenen Farben, unterschiedlichen Mustern und kann
sowohl als Kopftuch als auch als Schal getragen werden. Ihre Geschichte
reicht weit zurück. Ihren Namen erhält sie von der Irakischen Stadt Kufa.
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Die palästinensische Kufiya oder كوفية Keffiyah ist leicht wieder zu erkennen:
Meistens in schwarz und weiß gehalten, das Netzmuster, das für Fischerei
und  dadurch  für  die  Verbindung  zum  Mittelmehr  steht,  die  gebogenen
Olivenblätter,  die  an  die  lange  Geschichte  der  palästinensischen
Olivenbäume erinnern und die breiten Streifen am Rand, die die historischen
Handelsrouten repräsentieren.

Als Kopftuch schützte sie vor der Sonne, doch in den 30er Jahren schützte sie
ebenfalls die Identität ihrer Träger:innen. Im Arabischen Aufstand ab 1936
gegen die Kolonialmacht Großbritannien verhüllten Freiheitskämper:innen
mit  der  Kufiya  ihre  Gesichter.  So  ist  sie  ein  etabliertes  Symbol  für
Wiederstand und Selbstbestimmung.

Mit der Gründung Israels 1948 und den folgenden Widerstandsbewegungen
wurde die Kufiya vor allem in den 70er Jahren durch den Vorsitzenden der
Palästinensischen Befreiungsorganisation (PLO) Jassir Arafat bekannt,  der
selten ohne Kufiya zu sehen war.

Seit den 68ern hat sich die Bedeutung der Kufiya als Palituch, als Zeichen
der Solidarität mit dem palästinensischen Freiheitskampf und dem Kampf
gegen Imperialismus in Deutschland etabliert.

In den 2010ern führte die Beliebtheit dazu, dass die westliche Modeindustrie
versuchte  das  inzwischen  hoch  politische  Muster  der  Kufiya  zu
kommerzialisieren, wodurch die Kufiya zu einem Trend-Gegenstand wurde.
Statt  damit  die  Aufmerksamkeit  auf  die  Unterdrückung  der
Palästinenser:innen zu lenken, wurde die Kufiya auf einmal völlig von ihrer
Bedeutung  und  Geschichte  gelöst  und  zu  einem  stumpfen  Mittel  der
Ausbeutung arabischer und palästinensischer Kultur. Heute würde man das
einen klassischen Fall kultureller Aneignung nennen. Westliche Konzerne aus
Ländern,  die  die  israelische  Besatzung  unterstützen,  nehmen  sich  die
Widerstandssymbole der Unterdrückten, verdrängen deren Bedeutung und
machen  damit  am  Ende  Profit.  Doch  die  wahre  Bedeutung  der  Kufiya
überstand auch diese Phase.

Heute  richtet  sich  der  Genozid  in  Palästina  nicht  nur  gegen  die



Palästinensische Bevölkerung, sondern auch gegen ihre Kultur, Traditionen
und die Spuren ihrer Existenz. Nichts ist sicher: Moscheen, Kirchen, Archive,
Olivenbäume… und auch die traditionelle Herstellungsweise der Kufiya. Es
gibt  kaum  noch  traditionell  hochwertig  produzierte  Kufiyas,  im
Westjordanland  gibt  es  nur  noch  eine  einzige  Fabrik.

Währenddessen riskieren junge Menschen in den USA sogar ihre Gesundheit
durch öffentliches Tragen der Kufiya, wo in Vermont drei palästinensisch-
amerikanische  Studenten,  die  ihre  Kufiya  trugen,  auf  offener  Straße
angeschossen wurden. Die Rhetorik, die durch die Medien besonders seit
dem 7.  Oktober  verbreitet  wird,  entmenschlicht  Palästinenser:innen  und
stellt sie als terroristisch dar. Solche Mittel führen in einer Gesellschaft, in
der  arabisch-sprechende  Menschen  oder  Muslim:innen  schon  lange
angefeindet  werden  dazu,  dass  der  Hass  in  Taten  umschlägt.

An Berliner Schulen darf das Tragen einer Kufiya seit dem 16.10.23 verboten
werden.  Dieses  Verbot  stellt  ein  weiteres  Mittel  in  dem  Versuch,  alle
Symbole  des  Anti-Zionistischen  Kampfes  zu  tabuisieren  oder  sogar  zu
kriminalisieren,  dar.  Viele  mutige  Schüler:innen  haben  sich  von  diesem
Verbot nicht abhalten lassen ihre Solidarität offen zu zeigen. Sie trotzen
damit dem Versuch der Schulen, die Thematik zu ignorieren oder einseitig zu
behandeln. Durch das offene Tragen des Palituchs lässt sich die Gewalt, die
in Palästina geschieht nicht so einfach im Alltag verdrängen.

Da die Schule ein politischer Raum ist und gleichzeitig der Ort an dem sich
Jugendliche am meisten aufhalten, müssen wir auch dort die Möglichkeit
haben  politische  Symbole  zu  tragen  und  sich  politisch  auszudrücken.
Deutschland versucht durch Einschränkungen des Versammlungsrechts, der
Meinungsfreiheit  und  auch  durch  das  Verbot  palästinensischer
Freiheitssymbole  der  Welle  an  Solidarität  in  Deutschland  Reichweite  zu
rauben  und  es  damit  so  schnell  wie  möglich  hinter  anderen  Themen
verschwinden zu lassen. Doch man kann unseren Kampf nicht weg verbieten
oder verstecken. Wir bleiben laut und wir bleiben sichtbar.

Die  Kufiya  muss  sowohl  ein  Symbol  für  die  palästinensische  Kultur  und
Geschichte als  auch für die Befreiung der palästinensischen Bevölkerung



bleiben. Ihre Verbot stellt einen rassistischen Angriff auf ihre Träger:innen
dar, ebenso wie das kategorische Abstempeln jeglicher Palästina-Solidarität
als Antisemitismus. Um an unseren Schulen dagegen vorgehen zu können,
brauchen wir unabhängige Antidiskriminierungsstellen, die unsere Kämpfe
und Erfahrungen ernst nehmen und für unsere Rechte einstehen.

Wahlen Türkei: Erdoğan verliert!
von Dilara Lorin, April 2024, zuerst erschienen in der Arbeiter:innenmacht
Infomail 1250

Die Kommunalwahlen in der Türkei vom 31. März endeten mit einem Sieg
der CHP als stärkste Kraft, während die AKP eine Niederlage hinnehmen
musste. Von insgesamt 81 Bürgermeisterämtern errangen die CHP 31 und
die AKP 24. Die CHP gewann auch in den fünf größten Städten des Landes,
darunter Istanbul, Ankara und Izmir. Nach Wahlerfolgen in diesen Städten
äußerte Erdoğan einst: „Wer Istanbul und Ankara gewinnt, hat das Land in
der  Hand.“  Heute,  einige  Kommunalwahlperioden  später,  hat  sich  die
Situation jedoch geändert und der „Große Mann am Bosporus“ hat an Macht
verloren. Dabei kommt der Erfolg der CHP für viele Menschen unerwartet.

Nur wenige Monate, nachdem Erdoğan am 28. Mai zum Präsidenten des
Landes gewählt wurde, scheint seine Popularität zu schwanken und das Volk
scheint  ihn  und  die  aktuelle  Politik  abzustrafen.  Insbesondere  der
wiederholte  Erfolg  von  Ekrem  İmamoğlu  (CHP)  in  Istanbul,  mit  einem
größeren prozentualen Abstand als davor, hat die Unbesiegbarkeit der AKP
erschüttert.

Unmut in der Bevölkerung
Die wirtschaftliche Lage hat sich in den letzten Jahren kaum erholt.  Die
Coronapandemie, das Erdbeben vom 6. Februar im letzten Jahr, die globale
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Wirtschaftskrise und der Einbruch der Baubranche in der Türkei sowie die
fatale Wirtschaftspolitik und Instabilität Erdoğans haben dazu beigetragen.
Im Februar belief sich die Inflationsrate auf 67 %. Grundnahrungsmittel sind
für einen Großteil der Arbeiter:innen kaum noch erschwinglich.

Die anhaltend schlechte Wirtschaftslage in der Türkei trifft insbesondere die
Mittelschicht  und  führt  zu  einer  verstärkten  Prekarisierung  von
Arbeiter:innen und Arbeitslosen. Während des Wahlkampfes spricht Erdoğan
in  seinen  Reden  von  einer  starken  Wirtschaft  und  einer  positiven
Zukunftsaussicht. Allerdings wird bei genauerer Betrachtung der Zahlen eine
Tendenz  immer  deutlicher:  Die  Armut  nimmt  mit  jedem Monat  zu.  Der
aktuelle  Mindestlohn  von  17.000  TL  (487  Euro)  liegt  bereits  unter  der
Armutsgrenze von 20.098 TL für eine vierköpfige Familie. Im Umkehrschluss
bedeutet dies,  dass ein/e Alleinverdiener:in aufgrund der seit  fünf Jahren
steigenden  Kosten  für  Nahrungsmittel  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  eine
Familie zu ernähren.

Der Anteil der Menschen, die unter der Hungers- und Armutsschwelle leben
müssen, ist im März, im Monat der Kommunalwahlen, um 5,9 % bzw. 11 %
angestiegen.  Dabei  stellt  die  Hungerschwelle  die  Minimumausgaben  für
Lebensmittel einer vierköpfigen Familie dar, wenn diese sich ausgewogen
ernähren  soll;  die  Armutsschwelle  ist  eine  Kennzahl,  welche  die
Minimalausgaben einer vierköpfigen Familie beschreibt. Diese alarmierende
Nachricht wurde im März von der Konföderation der Gewerkschaften des
öffentlichen Dienstes Birlesik Kamu-is Konfederasyonu veröffentlicht.  Eine
wichtige Wählerbasis für Erdoğan und die AKP waren unter anderem auch
Rentner:innen,  deren  Lage  sich  ebenfalls  verschlechtert  hat.  Laut  der
Gewerkschaft  DISK  liegt  die  Durchschnittsrente  bei  einem  Sechstel  im
Vergleich zu den Renten in den zentraleuropäischen Ländern. Im Vergleich
zum Mindestlohn war die Rente in der Türkei im Jahr 2002 noch um 22 %
höher. Im Jahr 2023 lag sie jedoch etwa 26 % darunter.

Aber  auch  die  Konkurrenz  von  rechtskonservativer  Seite  führte  zur
Niederlage der AKP. Die Yeniden Refah Partisi (Neue Wohlfahrtspartei), die
in der Vergangenheit vor allem den religiösen Teil der Bevölkerung, der sich
aufgrund der wirtschaftlichen Misere zunehmend von der AKP abwandte, für



sich gewinnen konnte, erhielt 6 % der Stimmen und gewann die Wahlen in
den Städten Yozgat und Sanliurfa. Dabei war die Yeniden Refah Partisi bei
den Präsidentschaftswahlen noch Teil von Erdoğans „Volksallianz“, entschied
sich bei diesen Wahlen jedoch, eigene Kandidat:innen aufzustellen, nachdem
in  Gesprächen  mit  der  AKP  anscheinend  keine  Kompromisse  gefunden
wurden. Auch Kandidat:innen, die aus der AKP ausgetreten sind oder auf
deren Listen keinen Platz erhalten haben, lassen sich auf denen der YRP
wiederfinden.  Somit  ist  es  nicht  verwunderlich,  dass  enttäuschte
Wähler:innen der AKP zur YRP übergehen, wenn sie nicht die CHP wählen.
Dabei ist es auch die YRP gewesen, die unter anderem im Parlament die AKP
und ihre wirtschaftlichen Beziehungen zu Israel anprangerte und dadurch
auch  viele  Stimmen gewann,  die  sich  aus  islamischer  Hinsicht  mit  dem
palästinensischen Volk solidarisieren.

DEM –  ein  Jubelschrei  der  Kurd:innen wird
laut
Die  DEM-Partei  (Die  Partei  der  Völker  für  Gleichberechtigung  und
Demokratie),  welche  vor  Dezember  2023  noch  HEDEP  (Partei  für
Emanzipation und Demokratie der Völker), davor HDP (Demokratische Partei
der  Völker)  hieß,  gewann vor  allem in  den kurdischen Provinzen.  Dabei
konnten  in  10  Bezirken  Bürgermeisterämter  geholt  werden,  wobei  sie
dadurch zur viertstärksten Kraft des Landes wurde. In über 65 Landkreisen,
Bezirken und Gemeinden konnte sich DEM als die stärkste Kraft etablieren.
Eine große Freude breitete sich vor allem in den kurdischen Gebieten über
den  Sieg  aus,  der  trotz  erzwungener  Umbenennung  der  Partei,  starker
Repressionen,  Haftstrafen,  Einschüchterungen  und  Verbotsverfahren  zu
einer  Stärkung  und  Ausweitung  der  Stimmen  für  sie  geführt  hat.

In Manisa, Mersin und Izmir sowie in vielen Bezirken Istanbuls und anderen
Orten  hat  die  DEM-Partei  keine  Kandidat:innen  aufgestellt,  nachdem
Gespräche mit der CHP bezüglich der Wahl geführt wurden. Diese Orte sind
vor allem diejenigen, in denen die CHP stärker vertreten ist. Die Politik der
„kleinen Helferin“ ist für die DEM-Partei fatal,  da sie der CHP in diesen
Gebieten ihre Wähler:innenschaft überlässt. Es war schließlich auch die CHP,



die  die  AKP  bei  der  Aufhebung  der  Immunität  der  HDP-Abgeordneten
unterstützte, um viele von ihnen, einschließlich des Co-Parteivorsitzenden
Selahattin Demirtas, ins Gefängnis zu brachte.

Ein Wolf im Schafspelz: CHP
Die  Liste  der  Unterstützung  der  Unterdrückung  des  kurdischen  Volkes
seitens der CHP ist lang und geht weit in die Geschichte der Türkei zurück.
Aufgrund ihrer nationalistischen und bürgerlichen Ausrichtung kann diese
Partei keineswegs als progressiv eingestuft werden.

Obwohl es verständlich ist, dass viele Menschen und Arbeiter:innen in der
Nacht  vom  31.03.  auf  den  01.04.2024  auf  den  Straßen  waren  und  die
Niederlage der AKP gefeiert haben, so sollte der Sieg der CHP für linke und
revolutionäre Kräfte kein Grund zur Freude sein. Die CHP ist bereits bei den
Präsidentschaftswahlen  im  Mai  2023  durch  rassistische  und  hetzerische
Kommentare  und  Forderungen  gegenüber  geflüchteten  Menschen  und
Asylbewerber:innen aufgefallen, wobei sie Erdoğan mit der Forderung nach
sofortiger  Ausweisung  von  drei  Millionen  Menschen  sogar  rechts  zu
überholen  versucht  hat.

Im  Wahlprogramm  für  die  Kommunalwahlen  2024  wird  unter  anderem
festgehalten,  dass  Maßnahmen  zur  Förderung  der  Rückkehr  von
Geflüchteten  und  Asylbewerber:innen  in  enger  Zusammenarbeit  mit
„zuverlässigen“ NGOs vorangetrieben werden sollen. Die Stimmungsmache
zeigt Folgen: Täglich werden Geflüchtete auf der Straße angegriffen, und
diese  Taten  enden  tragischerweise  oft  in  Mord.  Die  indirekte
Wahlunterstützung  in  einigen  Orten,  welche  die  DEM-Partei  als  linke
Opposition der CHP geleistet hat, indem sie keine eigenen Kandidat:innen
aufstellen  ließ,  ist  zu  kritisieren  und  zeigt  selbst  den  kleinbürgerlichen
Charakter der Politik der DEM.

Aktuelle  Erhebungen  in  Wan  und  anderen



Städten – ein erster Erfolg
Im  Vergleich  zu  den  Kommunalwahlen  2019,  bei  denen  die  HDP  65
Kommunen gewinnen konnte, konnte sich die DEM behaupten. Nach den
Erfo lgen  vor  5  Jahren  wurden  jedoch  in  48  Kommunen  d ie
Bürgermeister:innen  von  der  Regierung  abgesetzt  und  durch  AKP-nahe
Verwalter:innen ersetzt und dadurch staatlich zwangsverwaltet.

Auch in diesem Jahr wurde der Erfolg der DEM-Partei in den kurdischen
Provinzen schon am 2. April seitens der Regierung in Frage gestellt. Schon
während der Wahl wurden Wahlbetrug und Wahlfälschung angewandt. Dabei
berichtete die DEM noch am selben Tag, dass bis zu 46.000 Staatbedienstete
– darunter vor allem Polizist:innen und Soldat:innen – in den kurdischen
Gebieten  ihre  Stimme abgegeben hatten,  obwohl  diese  nicht  aus  diesen
Orten stammen, sondern dahin transferiert wurden, um die Stimmabgabe zu
Gunsten der Regierung zu beeinflussen.

Am Morgen des 2. April folgte dann der erste Schlag der Regierung gegen
die DEM. In Wan (türkisch: Van) wurde nicht dem gewählten DEM-Politiker
Abdullah Zeydan (55 %),  sondern dem AKP-Kandidaten Abdulahat  Arvas,
welcher  lediglich  25  %  der  Stimmen  für  sich  gewinnen  konnte,  die
Ernennungsurkunde  überreicht.  Zeydan  wurden  auf  Anordnung  der
türkischen Regierung die Bürgerrechte entzogen, die er erst im vergangenen
Jahr wiedererlangt hatte, nachdem er 2016 als HDP-Abgeordneter verhaftet
worden  war  und  fünf  Jahre  im  Gefängnis  verbracht  hatte.  Wan  ist  die
Provinz, in der die DEM in allen Bezirken die Mehrheit errungen hat, was
noch  deutlicher  macht,  dass  seit  diesem  bürokratischen  und
undemokratischen Akt  der AKP die Menschen auf  die  Straße gehen,  um
dagegen zu protestieren.

Die DEM-Partei rief richtigerweise kurzerhand zu Protesten auf und erklärte
in ihrer Pressemitteilung, dass Respekt vor den Wähler:innen eingefordert
werden soll. Der Co-Vorsitzende der DEM-Partei erklärte in einer Ansprache
in Wan: „Wan ist das Herz Kurdistans und die Menschen in Wan haben zu
Newroz, bei den Wahlen und heute hier auf diesem Platz deutlich gemacht,
dass die Forderung der Kurdinnen und Kurden nach Freiheit und Demokratie



nicht mit Gewalt und Zwangsverwaltung unterdrückt werden kann. Seit zwei
Wahlperioden  werden  unsere  Rathäuser  von  Treuhänder:innen
zwangsverwaltet und jetzt soll ein weiteres Mal der Willen der Bevölkerung
mit einem politischen und juristischen Komplott ausgeschaltet werden. Das
werden wir nicht zulassen. Dieser Putsch wird keinen Erfolg haben, wenn wir
trotz  Repression,  Knüppeln  und  Tränengas  weiter  zusammenhalten.  Wir
werden  die  von  uns  gewonnenen  14  Rathäuser  in  der  Provinz  Wan
verteidigen.“  Am selben Tag fand eine  Sondersitzung des  Vorstands  der
Partei statt, welcher auch der CHP-Abgeordnete Sezgin Tanrıkulu beiwohnte.
Straßenbarrikaden wurden errichtet und Tausende Menschen folgten diesem
Aufruf. Die Geschäfte in Wan blieben größtenteils geschlossen. Der Staat
reagiert mit massiver Gewalt und Repression und stürmt das Parteigebäude
der DEM. Doch der Protest weitete sich rasch aus: Weitere Städte, darunter
Colemêrg  (türkisch:  Hakkari),  Gever  (Yüksekova)  und  Amed  (Diyarbakir)
schlossen sich dem Ausstand an.

Die  Ausweitung der  Proteste  und der  Druck,  den sie  auf  die  Regierung
ausübten, hatten Erfolg:  Noch am Mittwoch, dem 3. April,  entschied der
Hohe  Wahlausschuss,  welche  zuvor  den  Kandidaten  der  AKP zugelassen
hatte, über den Einspruch der Partei DEM und beschloss, den Wahlsieger
Zeydan anzuerkennen.

Ein Funke ist entfacht
Die Proteste zeigen, dass sich das kurdische Volk seiner Stärke in diesem
Land bewusst ist. Sie zeigen aber auch die Schwäche der AKP und ihren
mangelnden Rückhalt in der Bevölkerung. Denn als die Regierung 2016 nach
den  Kommunalwahlen  in  den  mehrheitlich  kurdischen  Kommunen  die
Bürgermeister:innen  absetzte  und  durch  eigene  Kandidat:innen
zwangsverwalten  ließ,  brachen  ebenfalls  starke  Proteste  aus,  die  jedoch
blutig niedergeschlagen wurden. Über die Städte des stärksten Widerstandes
wurden Ausgangssperren verhängt, Journalist:innen der Zutritt verweigert
und  mehr  als  200  Menschen  ermordet.  Der  Versuch,  den  gewählten
Bürgermeister  der  DEM  in  Wan  abzusetzen,  ist  daher  ein  Versuch  der
Demonstration der Unterdrückung und Repressionsmaschinerie. Dass dies



innerhalb eines Tages wieder zurückgenommen wurde, zeigt aber auch die
Angst vor einer Ausweitung der Proteste und davor, dass der Funke des
Aufbegehrens weitere Gebiete erfassen und sich auch über ganz Kurdistan
ausbreiten könnte. Dabei sollten die Proteste nicht stehenbleiben, denn die
nächsten Wahlen sind erst in 4 Jahren. In der Zwischenzeit kann der Staat
trotzdem seine repressiven und unterdrückerischen Handlungen ausüben.
Denn eines muss klar sein: kein Vertrauen in staatliche Strukturen!

Die  DEM-Partei  kann  dabei  eine  tragende  Rolle  einnehmen und  hat  als
Massenpartei auch die Aufgabe, die aktuellen Proteste auszuweiten. Aufgabe
von reformistischen, aber auch radikalen kleinbürgerlichen Parteien ist es
dabei  nicht,  lediglich in Parlamenten und anderen Gremien Sitzplätze zu
gewinnen, sondern den Raum der Wahl zu nutzen,  um Bewegungen und
Forderungen publik zu machen. Sie muss Vorreiterin der aktuellen Proteste
sein und diese weiter über das ganze Land ausweiten.

Dabei muss sie aber vor allem versuchen, die Unterstützung der türkischen,
progressiven Teile der Arbeiter:innenklasse wieder für sich zu gewinnen,
denn  die  Unterstützung  der  kurdischen  Bevölkerung  hat  in  den  letzten
Wahlen stagniert. Gegen die Krisen, die Armut und Unterdrückung müssen
Gewerkschaften  unter  Druck  gesetzt  werden,  um  landesweit  für  ein
Sofortprogramm gegen die Preissteigerungen,  für  einen Mindestlohn und
Mindestrenten,  die die Lebenshaltung decken, und für eine automatische
Anpassung dieser an die Inflation zu kämpfen. Dies muss von Ausschüssen
der Gewerkschaften und Lohnabhängigen kontrolliert werden.

Um  dieses  Ziel  umzusetzen,  sind  politische  Massenstreiks  (bis  hin  zum
Generalstreik) sowie massive Demonstrationen notwendig, die von lokalen
Aktionskomitees organisiert und kontrolliert werden. Gegen die Repression
u n d  P r o v o k a t i o n e n  d u r c h  S t a a t  u n d  R e c h t e  m ü s s e n
Selbstverteidigungsorgane  gebildet  werden.

Es  kann  letztendlich  nur  eine  starke  Bewegung  der  Unterdrückten  und
Arbeiter:innen  gegen  die  zukünftigen   Komplotte  der  Regierung,  die
Wirtschaftskrise,  Unterdrückung  und  Armut  vorgehen.  Um  solch  eine
Bewegung aufzubauen, welche auch in den wirtschaftlich stärkeren Städten



im  Westen  des  Landes  die  Arbeiter:innen  und  Unterdrückten  für  sich
gewinnt, müssen die DEM und andere linke Parteien und Organisationen
anfangen, vermehrt Basisstrukturen in den Städten, an Unis und in Betrieben
aufzubauen. Auch die Basis der CHP muss angesprochen werden, um die
Politik  der  Partei  zu  entlarven,  welche  mittels  Rassismus  versucht,  die
Bevölkerung  zu  spalten,  und  deren  nationalistische  Ausrichtung  keine
Lösungen bieten kann. Vor allem aber müssen die Gewerkschaften in den
Kampf  gezogen  werden  –  ihnen  kommt  eine  Schlüsselrolle  bei  einer
wirklichen  Konfrontation  mit  der  Regierung  zu.

Es braucht außerdem Selbstverteidigungseinheiten der Unterdrückten- und
Arbeiter:innen,  die  die  Parteigebäude,  Rathäuser  etc.,  die  von  der  DEM
gewonnen wurden,  gegen Repression  verteidigen.  Die  Türkei  sitzt  schon
lange auf einem absteigenden Ast und es ist nur noch eine Frage der Zeit, bis
die Bevölkerung den Druck von Armut, Hunger und Rassismus nicht mehr
aushalten  kann.  Aufflammende Bewegungen gegen die  Regierung dürfen
aber keine Hoffnung in die CHP vorheucheln und müssen die Unterdrückten
des Landes mit den Arbeiter:innen vereinen. Dies kann letztlich nur eine
revolutionäre  Arbeiter:innenpartei  auf  Grundlage  eines  revolutionären
Programms  vorantreiben.

Aktionsprogramm  für  trans
Jugendliche
von Jaqueline Katherina Singh, März 2024

Weltweit werden trans Menschen unterdrückt.  Ob nun Konservative, die in
Talkshows  deren  Existenz  leugnen,  Radikalfeminist:innen,  die  Geschlecht
allein an Genitalien ablesen wollen oder CDU-Poliker:innen, die Gendern für
das größte Problem unserer Zeit halten, weil sie die Klimakrise nicht ernst
nehmen.  Es  wird  deutlich:  Die  Sichtbarkeit  von  trans  Personen  in  der
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Öffentlichkeit hat sich in den letzten Jahren zwar verbessert, doch an der
Unterdrückung  hat  sich  wenig  geändert.  Schließlich  ist  diese  in  der
gesamten Gesellschaftsstruktur verankert. Das Erstarken der Rechten bringt
zudem gesellschaftliche Rollbacks mit sich wie in den USA oder Pakistan, die
dafür  sorgen,  dass  Queer-  und  insbesondere  Transfeindlichkeit  weiter
zunehmen.  Das  beginnt  mit  reaktionären  Argumentationen  bezüglich
Dragqueens und angeblicher  „woker”  Indoktrination in  der  Schule,  kann
dann auch zur Rücknahme erkämpfter Rechte und schließlich auch zu einer
Zunahme von körperlichen Übergriffen gegen trans Personen führen. Dass
diese Stimmung längst auch in Deutschland angekommen ist, können wir
daran  sehen,  dass  2023  die  Meldungen  von  körperlichen  Angriffen  auf
Paraden  zum  Christopher  Street  Day  (CSDs)  die  Nachrichten  fluteten,
während die CSU in Bayern diesen Kulturkampf der US-Amerikaner:innen
versuchte zu adaptieren, indem auch sie gegen Auftritte von Dragqueens
hetzten.   Im  Folgenden  wollen  wir  uns  daher  die  Situation  von  trans
Jugendlichen  anschauen,  die  von  vielen  Unterdrückungsmechanismen
nochmal  stärker  betroffen  sind.

Unterdrückung in der Familie
Probleme mit der Familie sind für viele Jugendliche Alltag. Doch trans zu
sein, kann diese noch mal verschärfen. Denn es geht nicht darum, einfach
„nur” nicht verstanden zu werden.  Stell dir vor: Du kannst dich nicht so
kleiden, wie du willst. Alle sprechen dich mit einem Namen an, der nicht dein
eigener ist. Kurzum – man sieht dich nicht so, wie du wirklich bist. Deswegen
ist  es  nicht  verwunderlich,  dass  laut  einer  Studie  des  Deutschen
Jugendinstituts 69,4 % der trans Jugendlichen befürchten, dass ihre Familie
sie nicht akzeptieren wird. Doch was bedeutet das konkret?

Das  Coming-out  kann  eine  große  Hürde  sein,  da  die  finanzielle  und
juristische Abhängigkeit von der Familie es nahezu unmöglich machen kann,
sich  frei  auszudrücken  oder  notwendige  medizinische  Behandlungen  wie
Hormontherapie zu erhalten. Denn letzten Endes bestimmst nicht du über
deinen Körper, sondern deine Erziehungsberechtigten. Das ist der Kern des
Problems: Wenn deine Eltern kein Verständnis haben (wollen), dich nicht



ernst nehmen – oder einfach nur hilflos sind, dann wird es schwierig. Die
juristische, sowie finanzielle Abhängigkeit erschwert es vielen trans Personen
massiv, einfach so das Elternhaus zu verlassen und auszuziehen. Ganz zu
schweigen von der emotionalen Belastung, die damit einhergeht, wenn die
eigenen Eltern/Erziehungsberechtigten einen nicht unterstützen können oder
wollen. rans Menschen, v.a. Jugendliche haben eine viel zitierte enorm hohe
Rate an Suizidversuchen (je nach Studie um die 40%). Wenn mindestens eine
erwachsene Person sie unterstützt,  sinkt die Wahrscheinlichkeit  um etwa
30% Doch die Beratungsangebote für trans Jugendliche sowie ihre Eltern
sind selten – und die wenigen, die es gibt, sind oft überlastet oder gar nicht
unvoreingenommen.  Deswegen treten  wir  nicht  nur  für  den  Ausbau von
Beratungsstellen ein, für Jugendliche braucht es auch die Möglichkeit, bei
Bedarf ihr Leben unabhängig vom Elternhaus gestalten zu können!

Für  die  ökonomische  Unabhängigkeit  von  Schüler:innen,
Studierenden und Jugendlichen in Ausbildung! Für ein monatliches
Mindesteinkommen, angepasst an die Inflation, von 1.100 Euro plus
Warmmiete, finanziert durch Besteuerung von Reichtum und Kapital!

Für  selbstverwaltete  Freiräume  für  Jugendliche,  den  massiven
Ausbau  von  Jugendzentren  und  kostenlose  Zugang  zu  einem
ausgebauten  Freizeit-  und  Kulturangebot,  bezahlt  durch  die
Besteuerung  der  Reichen!

Ausbau  von  flächendeckenden  Beratungsstellen  von  und  für
LGBTIA+ und ihre Angehörigen!

Für  den  Ausbau  von  Schutzhäusern  für  Kinder  und  Jugendliche!
Niemand  soll  bei  seiner  Familie  bleiben  müssen,  wer  das  nicht
möchte!  Für  die  Förderung  neuer  Formen  des  Zusammenlebens,
beispielsweise  durch  den  Ausbau  und  die  Weiterentwicklung  des
sozialen Wohnungsbaus! 



Schule und Ausbildung
Doch nicht nur in der Familie, sondern auch an Orten, wo man den Großteil
seiner Lebenszeit verbringen muss – also Schule oder Ausbildungsstätte –
wird man eingeschränkt. Eine weitere Studie des Bundesverbands Trans* aus
dem Jahr 2017 zeigt, dass fast 90 % der trans Schüler:innen in Deutschland
in der Schule diskriminiert werden. Dazu gehören u. a. die Verwendung des
Deadnames und von falschen Pronomen, Belästigungen, Mobbing und auch
physische Übergriffe. Die Studie zeigt auch auf, dass nur ein Bruchteil der
betroffenen Schüler:innen sich an Lehrkräfte oder Schulleitungen wendet, da
sie Angst haben, dadurch noch stärker stigmatisiert zu werden. Denn die
wenigsten  Schulen  bieten  Unterstützung  gegen  Mobbing  und
Diskriminierung  an,  auch  wenn sich  viele  von  ihnen  das  Abzeichen  von
Schule ohne Rassismus, Schule mit Courage ans Tor hängen lassen. Aus
einer weiteren Studie des Bundesverbandes geht hervor, dass nur 18 % der
trans Schüler:innen das Gefühl haben, dass ihre Schule ein sicherer Ort für
sie ist. Dies liegt auch daran, dass die Idee des binären Geschlechtersystems
in der Gesellschaft vorherrschend ist und ebenso in der Schule reproduziert
wird.  Sei  es  durch  Unterrichtsinhalte,  bei  denen  Frau  Meier  den
Wocheneinkauf für ihre Familie tätigt als Einleitung für eine Textaufgabe in
Mathe, die klassische, heteronormative Sexualkunde im Biologieunterricht,
lediglich ausgelegt auf Verhütung und Reproduktion, oder die Abwesenheit
von queeren Lebensrealitäten in der Pflichtlektüre, die wir in Deutsch oder
Englisch lesen müssen. Das gilt auch für Regelungen, die über den bloßen
Unterricht  hinausgehen,  aber  den Schulalltag  prägen wie  z.  B.  fehlende
geschlechtsneutrale  Toiletten  oder  Umkleideräume  sowie  die  allgemeine
Adressierung  der  Schüler:innenschaft  in  Rundbriefen.  Das  Verbot.  an
Schulen  zu  gendern,  wie  es  in  Sachsen  und  Sachsen-Anhalt  bereits
umgesetzt  wurde,  oder  in  Berlin  durch  die  CDU-Regierung  zumindest
diskutiert wird, tut sein Übriges. Auch wenn Gendern nicht automatisch zur
Befreiung von trans Personen führt, so ist dennoch die Repräsentation in der
Sprache auch ein mögliches Kampffeld.

Schluss mit Deadnames auf Klassenarbeiten, Schüler:innenausweisen
und Klassenbüchern! 



Für  die  Möglichkeit,  den  Namen  und  Geschlechtseintrag  in  der
Schule einfach und unbürokratisch zu ändern! 

Wir  bestimmen,  was  wir  lernen  wollen:  Rahmenlehrpläne  unter
Kontrolle der Lernenden, Lehrenden, Arbeiter:innenbewegung und
Vertreter:innen  von  Diskriminierten!  Für  angemessenen,
verpflichtenden Aufklärungsunterricht vor der Geschlechtsreife und
die  gleichberechtigte  Darstellung  aller  Formen  von  Geschlecht,
Geschlechtsidentität,  Sexualität  und  des  einvernehmlichen
Geschlechtsverkehrs!

Kampf  der  Diskriminierung  an  der  Schule:  Für  breite
Aufklärungskampagnen durch die Gewerkschaften von Lehrkräften
und Schüler:innen und für eine von der Schulleitung unabhängige
Antidiskriminierungsstelle,  kontrolliert  von  Lernenden,  Lehrenden
und  Organen  der  Arbeiter:innenklasse,  die  jederzeit  wähl-  und
abhwähbar  sind!

Von Schüler:innen selbstorganisierte Freiräume, die in den Pausen
für alle frei zugänglich sind, an jeder Schule und den Ausbau von
Unisextoiletten sowie Umkleideräumen!

Ähnlich sieht die Situation in der Ausbildung aus. Hier kommt jedoch der
ökonomische Druck hinzu, der es vielen erschwert, sich selbst auszuleben
oder dies sogar komplett unmöglich macht. Eine Studie – ebenfalls aus dem
Jahr 2017 – von der Antidiskriminierungsstelle des Bundes hat ergeben, dass
trans Personen in der Ausbildung häufiger diskriminiert werden als ihre cis-
geschlechtlichen  Kolleg:innen.  48  Prozent  der  befragten  trans  Personen
gaben an, bereits Diskriminierung am Arbeitsplatz erlebt zu haben, während
es bei cis Personen nur 24 Prozent waren. 

Die  Diskriminierung reichte von Mobbing über  das Ausgrenzen aus dem
Team bis hin zu sexueller Belästigung. Dabei ist klar: Ob nun Kolleg:innen,



die durch mangelndes Wissen mit Stammtischparolen um sich werfen, oder
beispielsweise Kund:innen, die eine/n missgendern oder gar offen ausgelebte
Transfeindlichkeit: Als Azubi für die eigenen Rechte einzustehen, ist um ein
Vielfaches vertrackter. Das liegt aber nicht (nur) am Alter an sich, sondern
der Status als Azubi ist hier das entscheidende Moment – Lehrjahre sind
schließlich  keine  Herrenjahre.  Dass  man  als  ungleiche  Arbeitskraft
angesehen wird, die erstmal „richtig ausgebildet” werden muss, bevor man
als  gleichrangig  angesehen  wird,  wirkt  sich  auch  auf  den  Umgang
miteinander  aus.  Herablassende  Bemerkungen,  gar  Beleidigungen  statt
konstruktiver  Kritik  sind  in  bestimmten  Branchen  ganz  offen  an  der
Tagesordnung, in anderen existieren sie eher versteckt. Das kann soziale
Unterdrückung verstärken und den Rahmen, wie man sich dagegen wehren
kann,  erheblich  einschränken.  Wenn  wir  also  in  der  Ausbildung  gegen
Transfeindlichkeit kämpfen wollen, dann müssen wir das mit dem Kampf für
bessere Ausbildungsrechte verbinden!

Tarifliche  und  rechtliche  Gleichstellung  aller  Auszubildenden!
Mindestausbildungsvergütung  in  Höhe  des  Mindestlohns  und
Anhebung  dessen  auf  15  Euro  die  Stunde!

Gegen  alle  Versuche  und  Regelungen  wie  „Job  aktiv“  und
„Kombilohn“, die den Billiglohnsektor ausweiten! Übernahme aller
befristeten  und  Leiharbeits-  in  Normalarbeitsverhältnisse  statt
Ausdehnung  der  Flexibilisierung  und  des  Niedriglohnsektors!

Probezeit? Nein Danke: Volle wirtschaftliche Rechte – inklusive des
auf Streik – für Azubis!

Übernahme  garantiert:  Volle  und  unbefristete  Übernahme  aller
Jugendlichen  nach  der  Ausbildung  –  bei  Verweigerung  der
Übernahme Strafzahlung! Für die Abschaffung aller Quoten, die die
Übernahme beschränken! 



Für  das  Recht,  in  Job  und Ausbildung den gewählten  Namen zu
nutzen, auch wenn dieser noch nicht im Ausweis steht!

Um die Situation am Arbeitsplatz nachhaltig zu verbessern, muss sich auch
was in den Gewerkschaften ändern. Es ist ein erster Schritt gewesen, dass
man auch „divers” im Mitgliedsausweis angeben kann – aber mal ehrlich,
ausreichend ist  das nicht.  Erstmal  sollte  es nicht  verpflichtend sein,  das
eigene Geschlecht überhaupt angeben zu müssen. Darüber hinaus müssen
Gewerkschaften an Betrieben und Berufsschulen präsent sein.  Das heißt,
zum  einen  Aufklärungskampagnen  gegen  Diskriminierung  an  Betrieben,
Schulen und Unis organisieren und zum anderen auch, die Präsenz durch
Beratungsstellen  an Berufsschulen sowie  die  Vertrauenskörperstruktur  in
den Betrieben flächendeckend auszubauen. Zusätzlich ist es ein Problem,
dass für Länder wie Deutschland Datenerhebungen fehlen, wenn es darum
geht,  die  Verbindung  von  Einkommen  und  Unterdrückung  zu  erfassen.
Zahlen aus den USA belegen, dass dort insbesondere schwarze trans Frauen
weniger als der US-Durchschnitt verdienen. Solche Erhebungen wären ein
erster Schritt,  um auch passende Forderungen aufwerfen zu können und
würde zudem klar zeigen, dass Gewerkschaften sich bewusst positionieren.

Flächendeckender  Ausbau  der  Vertrauenskörperstrukturen  und
Antidiskriminierungsstellen!

Für das Recht  auf  gesonderte  Treffen in  den Organisationen der
Arbeiter:innenbewegung,  um  den  Kampf  für  Gleichberechtigung
voranzutreiben  und  gegen  diskriminierendes  und  chauvinistisches
Verhalten vorzugehen!

Breite  Kampagnen  zur  gewerkschaftlichen  Organisierung  von
Jugendlichen! Wir wollen uns nicht bevormunden lassen: Gerechte
Repräsentanz in den Gremien der Gewerkschaften! 



R e g e l m ä ß i g e  E r h e b u n g e n  b z g l .  E i n k o m m e n  u n d
Diskriminierungserfahrungen, kontrolliert durch Gewerkschaften!

Medien, Alltag und Gewalt
Ob  Bahnhofstoiletten,  Behördengänge,  Bekleidungsgeschäfte  oder  das
umfangreiche Sortiment an Waren, die man erwerben kann: Wenn man mal
darauf achtet, dann wird deutlich, wie viel in unserer Gesellschaft eigentlich
von der binären Geschlechterordnung bestimmt wird. Daraufhin einfach mal
abschalten und eine Serie schauen, um den Stress in der Schule oder Familie
zu  vergessen?  Das  ist  aber  nur  bedingt  möglich.  In  den  letzten  Jahren
wurden zwar immer mehr trans Charaktere in Serien und Filme integriert.
Dennoch: Die Sichtbarkeit ist umkämpft und noch längst nicht ausreichend.
Diversität heißt übrigens nicht, so viele unterdrückte Gruppen wie möglich
zu zeigen, sondern auch eine Varianz dieser mit einzubeziehen. 

Ansonsten werden immer wieder Stereotype reproduziert. Was bedeutet das
in  der  Praxis?  Es  ist  legit im,  sich  mit  dem  Thema  Transit ion
auseinanderzusetzen.  Aber  genauso  notwendig  ist  es,  unterschiedliche
Erfahrungen  mit  einzubeziehen:  Nicht-binäre  trans  Personen  sind  eher
unterrepräsentiert  und  Menschen,  die  trans  sind,  aber  sich  nicht  in  die
jeweilige Geschlechterrolle stecken lassen wollen, werden meistens negativ
dargestellt. Die Charaktere, die am positivsten wegkommen, sind jene, die
der binären Geschlechterordnung am meisten entsprechen. Das zu zeigen, ist
nicht per se falsch, das ausschließlich zu zeigen, allerdings schon. Flache
Charakterarchs hin zur Akzeptanz der eigenen Transidentität oder das bloße
Darstellen von körperlicher und sozialer Transition oder dem Umgang mit
Diskriminierung sind vielleicht für cis Personen interessante Geschichten,
aber für trans Menschen ist das einfach unser selbstverständlicher Alltag und
damit  totlangweilig.  Wir  wollen  trans  Held:innen,  Bösewichte,  Mütter,
Nebencharaktere,  Kolleg:innen  etc.  in  Serien  und  Filmen,  deren
Transidentität sie nicht definiert – aber eben selbstverständlicher Teil ihrer
Geschichte und Lebensrealtität ist.

Besser  wird  es  jedoch  auf  keinen  Fall ,  wenn  man  die  meisten



Nachrichtenseiten  aufruft.  Die  vermehrte  Repräsentation  von  trans
Personen, die Bevormundung von Jugendlichen, die Krise der bürgerlichen
Familie, der allgemeine gesellschaftliche Rechtsruck und der Misserfolg des
bürgerlichen  Feminismus  hinsichtl ich  der  Überwindung  von
Frauenunterdrückung,  haben  unter  anderem  dazu  geführt,  dass
(vermeintliche)  Feminist:innen  wie  Alice  Schwarzer  vom  „Transtrend“
sprechen.  In  Nachrichten  –  insbesondere  in  populistischen  Blättern  –   
werden fiktive Szenarien beleuchtet, in denen angebliche Feminist:innen vor
allem trans Frauen unglaubliche Dinge unterstellen, anstatt über die reale
Gewalt, die trans Personen angetan wird, zu berichten. Die Kriminalstatistik
zeigt jedoch: Zwischen 2018 und 2021 hat sich die Gewalt gegen queere
Menschen  mehr  als  verdoppelt.  Das  führt  uns  zur  eigentlichen  Gefahr:
Während man in größeren Städten zwar etwas „sicherer” als in ländlicheren
Gegenden ist, so ist es nicht gegeben, dass man mal „einfach so” Bahn fahren
kann. Komische Blicke, Beleidigungen und die Angst vor Gewalt gehören in
der  Regel  dazu,  wenn  man  nicht  so  aussieht,  wie  die  klassischen
Geschlechterrollen es  verlangen.   Das wird verstärkt  durch den stetigen
Rechtsruck,  den wir  erleben,  und so steigt  auch die  Gefahr  für  gezielte
Übergriffe.  Selbst  in  vermeintlich  „queerfreundlichen”  Großstädten  wie
Berlin  kommt  es  mittlerweile  nicht  nur  zu  verbalen,  sondern  auch
körperlichen  Angriffen.

Enteignet  die  „kulturschaffende“  Industrie  (Gameentwickler,
Filmproduktionen, …) und organisiert die Produktion durch Räte aus
Arbeiter:innen, Zuschauer:innen und Unterdrückten!

Gewalt  stoppen:  Demokratisch  organisierte  und  gewählte
Selbstverteidigungskomitees gegen Übergriffe auf LGBTIA+! Für den
Ausbau  von  Schutzräumen  für  LGBTIA+  und  Unisexorte  in  der
Öffentlichkeit!



Medizinische Versorgung
Arz-/Ärztinttermine sind generell  ein  rares  Gut.  Wer  versucht  hat,  einen
Beratungstermin beispielsweise beim/bei der Endokrinolog:in zu bekommen,
weiß, dass Wartezeiten von über einem halben Jahr keine Seltenheit sind.
Deswegen bedeutet der Kampf für Selbstbestimmung auch ein Kampf für die
Verbesserung des Gesundheitssystems insgesamt. Das bedeutet:

Weg  mit  Privatisierung  der  Krankenhäuser!  Nein  zu  deren
Schließungen auf dem Land!

Für einen höheren Personalschlüssel und Verkürzung der Arbeitszeit
für alle Beschäftigten bei  vollem Lohnausgleich!

Finanziert werden sollte das Ganze durch die Abschaffung des DRG-Systems,
Abschaffung  des  Zweiklassen-Gesundheitssystems  (also  nur  gesetzliche
Krankenkassen statt privater), Besteuerung der Reichen und Enteignung der
Klinik- und Pharmaziekonzerne. So können eine schnellere Terminvergabe
sowie qualitativ bessere Betreuung gewährleistet werden. Doch nicht nur
Termine sind ein Problem: Arzt-/Ärztinbesuche bei Gynäkolog:innen sowie
Urolog:innen sind für viele nicht nur mit emotionalem Stress verbunden sind
–  sondern  können  auch  mit  Ablehnung  und  Unverständnis  seitens
Praxismitarbeitenden oder anderen Patient:innen begleitet werden. So hat
laut einer Studie der deutschen AIDS-Hilfe und des RKI von 2023 fast jeder
fünfte nicht-binäre oder trans Mensch (17 Prozent) bereits aus Angst vor
Diskriminierung lieber  auf  bestimmte medizinische Leistungen verzichtet.
Auch  in  der  Apotheke  kann  es  unangenehm  werden,  wenn  die
Mitarbeiter:innen  beispielsweise  einem  trans  Mann  keine  Pille  danach
rausgeben möchten, da in manchen Apotheken die Vorgehensweise üblich
ist, dass sie Pille nur an die betroffene Frau verkauft wird. In einer Situation,
wo  sich  viele  sowieso  schon  gedemütigt  aufgrund  des  gesellschaftlichen
Stigmas bei Notfallverhütung fühlen, müssen trans Personen nun auch noch
ihr Anliegen zusätzlich begründen.



Die  Transition  an  sich  ist  auch  mit  vielen  Hindernissen  verbunden.  So
müssen  sich  trans  Menschen  vor  einer  Hormonbehandlung  oder
chirurgischen Eingriffen  in  zwei  unabhängigen Gutachten unangenehmen
psychosozialen Befragungen stellen, wo unter anderem intime Details über
das Sexualleben und den mentalen Gesundheitszustand abgefragt werden,
damit  Ärzt:innen  bestätigen  können,  dass  die  Person  für  eine  solche
Behandlung in Frage kommt. Das kann auch dazu führen, dass nicht-binäre
trans Personen, welche den Wunsch nach einer Hormonbehandlung hegen,
ihre Ärzt:innen anlügen müssen, da sie diese Hormone nur bei einer binären
Transgeschlechtlichkeit  verschreiben (können).  Mit  diesem unnötigen und
beschämenden  Herumstochern  im  Privatleben  muss  Schluss  sein!
Beratungsstellen müssen ausgebaut werden, aber die Beratung sollte sich
nicht  wie  eine  Prüfung  anfühlen  und  letztendlich  sollte  es  keine
Fremdbestimmung  durch  das  ärztliche  Personal  geben.

Für trans Jugendliche spielt auch die Frage von Pubertätsblockern eine Rolle,
die  verhindern  sollen,  dass  sie  in  die  Pubertät  kommen  und  diesem
Leidensdruck, der damit einhergeht, ausgesetzt werden, obwohl sie bereits
beginnen, ihre Geschlechtsidentität zu hinterfragen. Es zu begrüßen, dass
trans Jugendlichen so eine Möglichkeit geboten wird, die Selbstbestimmung
über die Entwicklung ihres Körpers erlangen zu können. Statt Panikmache
von Alice Schwarzer und Co. und Bevormundung durch die Eltern, braucht es
gute  Aufklärung  über  die  bestehenden  Studien  (die  existieren,  da
Hormonblocker  schon  seit  Jahrzehnten  in  anderen  medizinischen  Fragen
eingesetzt  werden)  und  einfach  medizinische  Studien  für  Hormon
Replacement  Therapie.  

Zudem  ist  –  wie  auch  woanders  –  die  Medizin  von  gesellschaftlicher
Unterdrückung  geprägt.  Das  wird  deutlich  daran,  dass  viele
Patient:innenstudien, Symptome und Medikamentenvorgaben auf Basis cis-
männlicher  Körper  stattfinden  –  was  beispielsweise  dazu  führt,  dass
Personen  mit  biologisch  weiblichem  Körper  vermehrt  an  Herzinfarkten
sterben, weil sie andere Symptome aufweisen oder nicht ernst genommen
werden, insbesondere wenn sie nicht-weiß sind. Falsche Kategorisierung des
Geschlechts der Betroffenen oder die Annahme, es würde sich um einen cis



Körper handeln, können auch fatale Folgen hinsichtlich der Beratung bei
Verhütungsmethoden  sowie  der  Behandlung  von  Geschlechtskrankheiten
oder  der  HIV-Prävention  haben,  da  manche  Beratungen  aufgrund  der
Vermutung  einer  Geschlechtsidentität  und  sexueller  Orientierung  nicht
durchgeführt werden und auch hier die Präparate unterschiedlich auf die
Körper wirken. Nach einer Personenstands- und Namensänderung zahlt die
Krankenkasse  teilweise  „geschlechtsspezifische“  Behandlungen  wie  HPV
Impfungen nicht mehr (bzw. man muss sich ihnen extra erklären und damit
rumschlagen). 

Viele Ärzt:innen wissen außerdem schlicht nicht, was eine HRT (Hormone
Replacement Therapy) an einem Körper ändern kann und ignorieren z.B.
dass bei einer Testosterontherapie das Risiko von Herzerkrankungen auf das
eines  cis  Mannes  steigt,  andere  körperliche  Vorgänge  eher  wie  bei  cis
Frauen funktionieren und wieder andere Dinge mit beidem nur noch wenig
zu tun haben. Faktisch führt das dazu, dass trans Menschen oft zu Ärzt:innen
gehen und ihnen erstmal ihren Körper erklären müssen. Da an der Stelle
aber zu wenig Forschung existiert,  es sehr kompliziert werden kann, die
Beschäftigung mit dem eigenen Körper mental schwierig sein kann und die
Ressourcen  begrenzt  s ind,  s ind  viele  trans  Menschen  dazu
verständlicherweise nicht in der Lage. Der erschwerte Zugang führt aber
dazu,  dass  manche  trans  Personen  sich  über  inoffizielle  Wege  Hormone
besorgen  müssen.  Ohne  medizinische  Überwachung  der  Dosierung  und
Nebenwirkungen kann das aber auch sehr gefährlich für die Betroffenen
enden.  Das  heißt,  wir  brauchen  Forschung,  Lehre  und  Praxis,  die  die
Auswirkungen gesellschaftlicher Diskriminierung mit einbeziehen, sowie eine
Medizin, die eine biologische Bipolarität  der Geschlechter anerkennt! Des
Weiteren brauchen wir auch eine Auseinandersetzung mit der Produktion
von Medikamenten und Präparaten in der Pharmazie. Die Devise heißt hier
Enteignung  unter  Arbeiter:innenkontrolle  und  die  Aufhebung  des
Patentrechts,  um  zu  gewährleisten,  dass  die  Produktion  von
Pubertätsblockern und Hormonpräparaten nicht unter Profitinteresse steht
und sie auch in einer Langzeitanwendung so sicher wie möglich sind!

Für Selbstbestimmung über den eigenen Körper: Für das Recht auf



kostenfreien  und  unbürokratischen  Zugang  zu  medizinischer
Geschlechtsangleichung!

Schluss mit Diskriminierung: Rahmenlehrpläne in der medizinischen
Ausbildung  unter  Kontrolle  von  Ärzt:innen,  Arbeiter:innen  und
V e r t r e t e r : i n n e n  v o n  U n t e r d r ü c k t e n !  F ü r  b r e i t e
Sensibilisierungskampagnen  gegen  Diskriminierung  im
Gesundheitssystem und den Ausbau von Gesundheitszentren speziell
für Frauen und LGBTIA+! 

Intersex  vollständig  legalisieren:  Verbot  medizinisch  nicht
notwendiger, kosmetischer
Genitaloperationen an Kindern!

Rekommunalisierung  und  Verstaatlichung  aller  privatisierten
Kliniken unter Kontrolle der Beschäftigten und Patient:innen, die ein
In teresse  an  guten  Arbe i t sbed ingungen  und  guter
Gesundheitsversorgung  haben!

Freier  und  kostenloser  Zugang  zu  Verhütungsmitteln!  Massiver
Ausbau der Beratung und Forschung in diesem Bereich!

Staatliche Diskriminierung
Seit August 2023 ist das TSG (Transsexuellengesetz) Geschichte und wurde
durchs  sogenannte  „Selbstbestimmungsgesetz”  ersetzt.  Erst  einmal  das
Positive:  Das  Selbstbestimmungsgesetz  ermöglicht  es  trans,
intergeschlechtlichen  und  nicht-binären  Menschen,  ihren  Namen  und
Geschlechtseintrag auf Antrag beim Standesamt zu ändern. Während man
früher  vor  Gericht  gehen  musste  sowie  zwei  psychologische  Gutachten
brauchte , nur um die Personenstandsänderung durchzusetzen, kann man ab



Herbst 2024 Namen und Geschlecht angleichen, indem man sich 3 Monate
vor der sogenannten „Erklärung mit Eigenversicherung“ beim Standesamt
anmeldet. Doch für Minderjährige ist der Prozess der „Selbstbestimmung“
weitaus weniger frei und eigenständig möglich. Personen ab 14 Jahren haben
zwar das Recht, ihren Antrag auf Geschlechtsänderung selbst einzureichen.
Seine Wirksamkeit hängt jedoch von der Zustimmung der sorgeberechtigten
Person oder des Familiengerichts ab. 

Alle jüngeren Personen dürfen nicht mal den Antrag selber einreichen und
haben wenig mitzureden, welches Geschlecht oder welcher Name angegeben
wird. Ausgeschlossen werden ebenso Personen, deren Visum bald abläuft –
um zu verhindern, dass sie sich vor der Abschiebung „drücken” können. Auch
im  „Spannungs-  und  Verteidigungsfall“  kann  die  Angleichung  auch
„ausgesetzt”  werden,  um  Menschen  in  den  Wehrdienst  einzuziehen.
Besonders fatal ist, dass mit dem Selbstbestimmungsgesetz eine Liste erstellt
wird. Das heißt: Alle trans Personen (mit ihren Deadnames und Adressen)
sind den staatlichen Strukturen wie BKA, Polizei und Geheimdienst bekannt.
Man benötigt keine Datenschutzexpertise, um zu wissen, dass das überhaupt
nicht nötig ist, sondern vielmehr eine Gefährdung darstellt .

Für  Selbstbestimmung  über  die  eigene  Geschlechtsidentität:  Für
Recht auf kostenfreien und unbürokratischen Zugang zur offiziellen
Namens-  und  Personenstandsänderung!  Gegen  den  Zwang,  das
Geschlecht  in  amtlichen  Dokumenten  anzugeben!

Keine Weitergabe dieser Informationen an Bundeskriminalamt (BKA),
die  Landeskriminalämter,  die  Bundespolizei,  das  Bundesamt  für
Verfassungsschutz  und  den  Militärischen  Abschirmdienst!

Volle  rechtliche  Gleichstellung  von  LGBTIA+!  Gleichstellung  aller
Partnerschaften und Lebensgemeinschaften mit der Familie! Für die
automatische Eintragung queerer Eltern auf  die  Geburtsurkunden
ihrer Kinder: mit ihren gewünschten Namen und Geschlecht!



Ursprung der Unterdrückung
Die Beispiele zeigen: Die Unterdrückung von trans Menschen ist überall zu
finden. Doch wenn wir sie nicht nur oberflächlich bekämpfen wollen, müssen
wir uns fragen: Woher kommt sie eigentlich?  Für uns als Marxist:innen ist
die Diskriminierung von trans und anderen queeren Personen eng mit der
Frauenunterdrückung  verbunden.  Letztere  wird  in  der  kapitalistischen
Gesellschaft durch die Auslagerung von Reproduktionsarbeit (beispielsweise
Kindererziehung,  Pflege,  Kochen,  Waschen  etc.)  ins  Private  manifestiert.
Kollektive  Küchen,  Waschhäuser  oder  auch  Pflege  könnte  man
gesamtgesellschaftlich organisieren und dadurch massiv Zeit einsparen (und
so auch die Qualität verbessern).  Doch um Kosten zu sparen, wird diese
Arbeit  in  das  Privatleben  von  Individuen  gedrängt.  Frauen  tragen  dabei
oftmals  die  Hauptlast  der  reproduktiven  Arbeit  aufgrund  der
geschlechtlichen  Arbeitsteilung,  die  vorherrscht.  Der  Stereotyp  der
bürgerlichen  Familie  macht  das  besonders  deutlich:  

Hier hat „alles seine Ordnung” und die Rollen sind klar verteilt: Der Mann
ernährt als Hauptverdiener die Familie, während die Frau bestenfalls noch
etwas dazuverdienen darf, sich aber hauptsächlich um den Haushalt und die
Kindererziehung  kümmert.  Wer  sich  jetzt  denkt,  dass  die  1960er  Jahre
angerufen haben und ihre verstaubte Lebensrealität zurückhaben wollen, hat
recht. Jedoch wird diese Aufteilung nach wie vor vielerorts reproduziert: Sei
es  in  Medien,  durch  Religionen,  konservative  Politiker:innen  oder  durch
Gesetze,  die  Hetero-Zweierbeziehungen  bevorzugen.  Kurzum:  Die
bürgerliche Familie nimmt im Kapitalismus einen ideologischen Stellenwert
ein, der geschützt wird. Dies geschieht nicht rein zufällig, sondern ist einfach
eine Ideologie und Praxis, die für den Kapitalismus besonders profitabel ist.
So werden durch das Idealbild der Familie die Erbschaftsverhältnisse der
Herrschenden  geregelt,  während  die  ganze  Reproduktionsarbeit  der
Arbeiter:innenklasse unentgeltlich im Privaten stattfindet. Menschen, die nun
nicht in dieses cis- und heteronormative Gesellschaftsbild hineinpassen, sind
der bürgerlichen Gesellschaft natürlich ein Dorn im Auge. Denn mit ihrer
bloßen Existenz stellen sie eine Gesellschaftsordnung in Frage, in der es
„natürlich„ scheint,  dass Männer arbeiten,  Frauen Hausarbeit  verrichten,



und es normal ist,  dass nur heterosexuelle Paare Kinder bekommen. Das
erklärt auch, warum insbesondere Rechte und andere Reaktionär:innen so
vehement  gegen  Queers  eintreten.   Gleichgeschlechtliche  Partner:innen
lieben, mehr als eine/n Partner:in haben oder eben das eigene Geschlecht
angleichen lassen – all das greift die geschlechtliche Arbeitsteilung an. Diese
ist  jedoch  notwendig,  um  die  Familie  und  somit  die  Auslagerung  der
Reproduktionsarbeit  ins  Private  aufrechtzuerhalten  und  somit  auch  der
Ursprung der Unterdrückung von LGBTIA+.

Kampf  für  Reduzierung  der  Arbeitszeit  für  die  gesamte
Arbeiter:innenklasse, damit die
Reproduktionsarbeit auf alle  verteilt werden kann und den Frauen
die  Teilnahme  am  politischen  und  gesellschaftlichen  Leben
erleichtert  wird!

Kampf  den  Geschlechterrollen:  Schluss  mit  geschlechtlicher
Arbeitsteilung:  Für  die  Vergesellschaftung  der  Haus-  und
Reproduktionsarbeit;  gleichmäßige  Aufteilung der  übrigbleibenden
privaten Tätigkeiten!

Was tun?
All  diese  Forderungen  zu  erkämpfen,  wäre  ein  wichtiger  Schritt  in  der
Verbesserung der Situation von trans Personen. Unser Ziel muss jedoch sein,
der Unterdrückung die materielle Grundlage zu entziehen. Deswegen ist für
uns  der  Kampf  für  die  Befreiung  von  LGBTIA+  verbunden  mit  der
Notwendigkeit,  die  Reproduktionsarbeit  zu  vergesellschaften  und  die
kapitalistische  Gesellschaft  zu  zerschlagen!

In der Praxis setzen wir uns für einen gemeinsamen Kampf von Frauen-,
LGBTIA+- und Arbeiter:innenbewegung ein. Zum einen, weil Erstere genauso
Teil der Arbeiter:innenklasse sind und das Bild des „Arbeiters im Blaumann”
als diese vollständig repräsentierendes veraltet ist. Zum anderen nimmt die
Arbeiter:innenklasse  eine  Schlüsselposition  ein,  wenn  es  darum  geht,



Forderungen  durchzusetzen.  Durch  ihre  Stellung  im  Produktionsprozess
kann sie durch Streiks ökonomischen Druck aufbauen und so sichern, dass
Reformen durchgesetzt werden können. Sie ist auch zentral, wenn es darum
geht,  den Kapitalismus zu zerschlagen. Deswegen ist  es unsere Aufgabe,
revolutionäres Bewusstsein in die Klasse zu tragen und den gemeinsamen
Kampf zu führen, um gegen existierende Vorurteile sowie Diskriminierung zu
kämpfen und letzten Endes die Grundlage von LGBTIA+-Unterdrückung zu
beseitigen. Um das zu ermöglichen, glauben wir, dass es notwendig ist, dass
in  den  Organisationen  der  Arbeiter:innenklasse  –  ob  nun  Gewerkschaft,
revolutionärer  Organisation  oder  Partei  –  das  Recht  für  gesellschaftlich
Unterdrückte besteht, einen Caucus zu bilden, d. h. einen Ort, an dem sie
sich unter ihresgleichen treffen können, um sich über erlebte Unterdrückung
auszutauschen,  ob  nun  innerhalb  oder  außerhalb  der  Strukturen.  Dafür
benötigen wir auch ein revolutionäres Programm, welches alle Forderungen,
die  sich  auf  die  unterschiedlichen  Ausgebeuteten  und  Unterdrückten
beziehen,  zu  einem  gemeinsamen  Kampf  verbindet.

Gegen Diskriminierung kämpfen
heisst Gegenmacht aufbauen!
von Dilara Lorin, März 2023

Als  Jugendliche  sind  wir  gezwungen,  uns  tagein  tagaus  in  der  Schule
aufzuhalten. Doch obwohl wir einen Großteil unserer aktuellen Lebenszeit
dort  verbringen und zahlenmäßig  die  größte  Gruppe sind,  die  sich  dort
aufhält, haben wir kaum Rechte zu bestimmen, wie unsere Schule aussieht
und was dort passiert. Lerninhalte, Pausenzeiten, Essen, die Gestaltung des
Schulgebäudes  …  –  alles  wird  jenseits  unserer  Kontrolle  von  anderen
bestimmt. Dass das eine große Scheiße ist, merken wir gerade jetzt, wo der
gesellschaftliche Rechtsruck und die Krise des Kapitalismus dafür sorgen,

https://onesolutionrevolution.de/gegen-diskriminierung-kaempfen-heisst-gegenmacht-aufbauen/
https://onesolutionrevolution.de/gegen-diskriminierung-kaempfen-heisst-gegenmacht-aufbauen/


dass sich unsere Lernbedingungen durch Sozialkürzungen, Krieg, Sexismus
und  Rassismus  stetig  weiter  verschlechtern.  Doch  wir  werden  den
transfeindlichen Spruch eines Lehrers nicht widerstandslos hinnehmen und
auch nicht schweigend zusehen, wenn unsere Mitschüler:innen aufgrund von
Rassismus gezwungen werden, ihre Kuffiyas nicht mehr zu tragen. Unsere
individuelle Empörung braucht einen Ort, an dem sie gebündelt und in einen
kollektiven  Kampf  dagegen  übersetzt  werden  kann.  Lasst  uns  deshalb
gemeinsam Antidiskriminierungsstellen  in  den  Schulen  erkämpfen  –  eine
selbstverwaltete Stelle, in der Schüler:innen und Schulbeschäftigte anonym
über diskriminierendes Verhalten und Situationen berichten und gemeinsam
dagegen vorgehen können.

Was bedeutet Gegenmacht?
Gegenmacht bedeutet  im Allgemeinen,  eine demokratische und kollektive
Macht durch Organisationen und Strukturen aufzubauen, die parallel  zur
autoritären und herrschenden Macht von Staaten und Regierungen existiert.
Dabei ist die von Revolutionär:innen aufgebaute Gegenmacht jene, die von
der Arbeiter:innenklasse, der Bauernschaft und den Unterdrückten gebildet
wird.  Ihr  Ziel  ist  es,  die  Macht  der  Herrschenden  für  ihren  Sturz
herauszufordern und im Kern schon die Perspektive für eine demokratischere
und freiere Gesellschaft  darzustellen.  Das bedeutet,  dass die Organe der
Gegenmacht  politische  Fragen  gemeinsam  entscheiden  und  verfolgen
müssen.  Sie  müssen  eine  Einheit  der  Interessen  der  Arbeiter:innen  und
Unterdrückten  wiederspiegeln  und  der  vereinzelnden  Macht  der
Herrschenden  ihre  kollektive  Stärke  entgegensetzen.  Solche
Gegenmachtorgane  haben  aber  auch  im  Kleinen  die  Aufgabe,  eine
Alternative zu bestehenden Strukturen und Herrschaftsformen darzustellen.

Das Prinzips des Aufbaus von Gegenmacht stammt historisch von den Räten
oder  Sowjets.  Ein  bekanntes  Beispiel  sind  die  russischen  Sowjets  von
1905-1917,  welche  die  Keimzellen  der  sozialistischen  Oktoberrevolution
waren.  Die  Bolschewiki  betrachteten  den  Sowjet  als  den  besten  und
direktesten  organisatorischen  Ausdruck  der  Macht  des  Proletariats  und
seiner Verbündeten. Der Sowjet war ein Rat, der alle ausgebeuteten und



unterdrückten Gruppen repräsentierte  und auf  dem Prinzip  der  direkten
Wahl, ständiger Abwählbarkeit und Abschaffung bürokratischer Privilegien
beruhte.  Er  bildete  die  bestmögliche  Grundlage  für  die  Diktatur  des
Proletariats – für den demokratischen Rätestaat. Im Kampf um die Macht ist
der Rat das Werkzeug, um alle gegen den Kapitalismus kämpfenden Kräfte
zu  vereinen  und  dem  parlamentarischen  System  der  bürgerlichen
Klassenherrschaft  die  proletarische  Macht  der  demokratischen  Räte
entgegenzustellen. Die Räte zeichnet ebenfalls aus, dass sie Wirtschaft und
Politik nicht künstlich trennen, wie es im kapitalistischen politischen System
der Fall ist. Hier werden im Parlament nur politische Reglungen und Gesetze
festgelegt  und wird die  Masse der  Menschen der  Anarchie  des  Marktes
unterworfen.  Die  Räte  dagegen  vereinen  politischen  und  ökonomischen
Kampf, denn nur durch das Mittel des Streiks kann die Arbeiter:innenklasse
sich ihrer eigenen Stärke bewusst werden. Auch in Deutschland gab es im
Zuge der Novemberrevolution 1919 eine starke Rätebewegung und sogar
kurzzeitig  eine  Räterepublik,  welche  jedoch  durch  den  Verrat  der  SPD
gemeinsam  mit  kaisertreuen  Kräften  zum  Erhalt  der  kapitalistischen
Ordnung blutig gestürzt wurde. Die Beispiele der russischen Sowjets oder
deutschen  Räte  zeigen  auch,  dass  bürgerliche  Macht  und  proletarische
Gegenmacht in sogenannten „Doppelmachtsituationen“ nie beide über einen
längeren Zeitraum parallel existieren können, sondern sich das herrschende
Kräfteverhältnis immer zu Gunsten des Einen oder des Anderen auflösen
muss.

Wichtig  ist  dabei  zu  verstehen,  dass  der  Aufbau  von  Gegenmacht  kein
Selbstzweck ist. Er ist eingebettet in den Kampf für die Zerschlagung des
Kapitalismus und den Aufbau einer befreiten Gesellschaft. Dafür braucht es
ein revolutionäres Programm, für das auch in den Räten gekämpft werden
muss.  Denn  nur  weil  diese  demokratischer  sind  als  das  bürgerliche
Parlament  bedeutet  das  nicht,  dass  sie  automatisch  die  richtigen
Entscheidungen treffen. So haben die Bolschewiki vorerst eine Minderheit in
den  Sowjets  dargestellt,  sodass  viele  Sowjets  lange  auch  eine  nicht-
revolutionäre Linie vertreten haben. Erst durch ihr unermüdliches Eintreten
für ihr revolutionäres Programm ist es ihnen gelungen, die Sowjets in eine
siegreiche sozialistische Revolution zu führen.



Was hat das mit Antidiskriminierungsstellen
zu tun?
Das  Prinzip  des  Aufbaus  von  Gegenmacht  wurde  in  der  Geschichte  der
Arbeiter:innenbewegung nicht nur den in revolutionären Räten angewendet,
sondern auch auf kleineren Ebenen: in den Schulen, Unis und Betrieben. Für
uns bedeutet das, den Kampf um Antidiskriminierungsstellen als Kampf um
Gegenmacht in den Schulen zu verstehen. Deshalb ist es wichtig zu betonen,
dass solche Stellen unabhängig von Staat, Schulaufsicht und Schulleitung
sein müssen, denn diese sind es, die in Zeiten von Druck und Krisen jede
erkämpfte Chance wieder zurücknehmen würden. Fortschrittliche Reformen,
die  in  Schulen  umgesetzt  werden,  können  vom  Staat  also  auch  wieder
zurückgenommen  werden,  wenn  sich  Regierungen  und  damit
zusammenhängend auch Kräfteverhältnisse ändern.  Ein aktuelles  Beispiel
hierfür  ist  das  Genderverbot  in  Sachsen,  Sachsen-Anhalt,  Bayern  und
Schleswig-Holstein, das zwischen Juli 2023 und März 2024 in den Schulen
eingeführt  wurde.  Lehrpersonen  ist  es  damit  untersagt  ihre  Sprache  zu
gendern.  Vorsichtige  Versuche  ein  kleines  bisschen  Antisexismus  in  der
Schule zu etablieren,  will  der Staat  rigide zerschlagen.  Im Kampf gegen
Diskriminierung  können  wir  uns  also  nicht  auf  den  Staat  und  seine
Institutionen verlassen.  Wenn fortschrittliche Reformen erkämpft  werden,
dürfen diese also nicht aus der Hand gegeben werden, sondern wir müssen
auch um ihre Kontrolle kämpfen. Der Kampf um die Kontrolle geht einher mit
dem  Kampf  um  die  Durchsetzungsfähigkeit.  Unser  Kampf  für
Antidiskriminierungsstellen  muss  also  mit  den  Forderungen  nach
Unabhängigkeit  von  der  Schulleitung  und  den  nötigen  Mitteln,  um
beschlossene  Maßnahmen  auch  im  Schulalltag  umsetzen  zu  können,
verbunden  werden.

Klar  ist  aber  auch,  dass  es  unter  den  Jugendlichen  und  Lehrer:innen
unterschiedliche Ansichten darüber gibt, wie Diskriminierung definiert wird,
welche  Konsequenzen  diskriminierendes  Verhalten  haben  sollte  und  wie
damit umgegangen wird. Deshalb muss es auch hier offene Debatten darüber
geben. Historisch hat schon die Oktoberrevolution gezeigt, dass Räte allein
nicht  ausreichen,  weil  auch  superdemokratische  Räte  falsche



Entscheidungen  treffen  können.  Darum  ist  es  die  Aufgabe  von
Revolutionär:innen  innerhalb  von  Gegenmachtstrukturen,  egal  ob  in  der
Schule oder im Betrieb, auch für ein revolutionäres Programm zu kämpfen.
Dies  bedeutet  in  diesem  Fall  konkret  die  Unabhängigkeit  der
Antidiskriminierungsstelle  zu  verteidigen  und  für  eine  materialistische
Analyse von Diskriminierung einzutreten. Dem Definitionsmachtansatz setzt
diese das doppelte-Beweislastausgleichverfahren entgegen.

Wie  kann  die  Praxis  von
Antidiskriminierungsstellen  aussehen?
Ein  Beispiel  für  diskriminierendes  Verhalten  brauchen  wir  hier
wahrscheinlich nicht zu nennen, denn jedem:jeder von uns fällt nach kurzem
Nachdenken sicher eines ein und niemand wird behaupten können: „Meine
Schule ist frei von Sexismus/Rassismus/Querfeindlichkeit etc“. Denn auch die
Schule  befindet  sich  nicht  im  luftleeren  Raum,  sondern  ist  Teil  des
kapitalistischen  Systems,  das  die  Wurzel  aller  Unterdrückungsformen
darstellt. Somit ist es eine Frage des Willens aller von uns, unseren Alltag in
der Schule selbst in die Hand zu nehmen und sich diesen nicht bestimmen zu
lassen.

Im Idealfall gibt es an deiner Schule ein Schulkomitee oder eine linke und
antirassistische  Schulgruppe,  die  die  miserablen  und  diskriminierenden
Zustände an der Schule erkennt und handeln will.  Wenn nicht, lässt sich
diese mit ein paar Gleichsinnten schnell etablieren. Diese Struktur ruft eine
Vol lversammlung  an  deiner  Schule  ein  und  organisiert  s ie.
Vollversammlungen sind schulrechtlich abgesicherte Versammlungen aller
Schüler:innen der Schule und können prinzipiell an jeder Schule stattfinden.
Von  wem  und  in  welchen  Abständen  ist  jedoch  von  Bundesland  zu
Bundesland unterschiedlich geregelt. Bei diesen Vollversammlungen kommt
die  ganze  Schule  zusammen,  was  die  Möglichkeit  bietet,  mit  allen  über
Formen  der  Diskriminierung  zu  diskutieren  und  aufzuklären.  Wenn
entschieden wird, dass man dies nicht mehr einfach so hinnehmen möchte,
sollte es die Möglichkeit  geben,  auf  einberufenen Vollversammlungen als
Schüler:innen  und  Lehrer:innen  für  eine  Antidiskriminierungsstelle  zu



kandidieren. Alle potenziell von Diskriminierung Betroffenen sollten sich zur
Wahl  aufstellen  und  abstimmen  können:  Das  heißt  mit  Ausnahme  der
Schulleitung  al le  Schüler: innen,  Lehrer: innen  und  anderen
Schulbeschäftigten  (Hausmeister,  Mensapersonal,  Reinigungskräfte,
Sekretariar etc.). Gemeinsam können wir entscheiden, wen wir mit welchen
Ansichten für die Arbeit in der Antidiskriminierungsstelle für geeignet halten.
Wichtig ist jedoch, dass die gewählten Personen rechenschaftspflichtig und
jederzeit auch abwählbar sind und der Schule in einem bestimmten Zeitraum
Ber i ch t  e r s ta t t en  müssen .  Dadurch  kann  d i e  Arbe i t  de r
Antidiskriminierungsstelle  kontrolliert  werden  und  es  besteht  die
Mögl ichkei t ,  s ie  neu  zu  wählen  und  zu  besetzen,  wenn  s ie
Fehleinschätzungen oder falsche Entscheidungen trifft. Es ist wichtig, dass
sie Entscheidungen über Fälle trifft und auch klare Konsequenzen für die
Täter:innen  bestimmt,  damit  sie  nicht  zu  einem  reinen  Kummerkasten
verkommt.  Aus  der  Antidiskriminierungsstelle  können  dabei  auch
Entscheidungen getroffen werden, die einen Großteil der Schüler:innen und
Lehrer:innen betreffen kann, ein Beispiel können Präventionsworkshops sein.

Wir  sehen,  die  Antidiskriminierungsstelle  kann  sich  zu  einem  festen
Bestandteil  im  Schulalltag  formieren,  in  welchem  durch  die  Frage  des
Kampfes gegen Diskriminierung und die Frage der Kontrolle darüber auch
die  Macht  von  Schulleitung  und  Staat,  alles  bestimmen  zu  können,
herausgefordert  wird.  Isoliert  kann  der  Kampf  um  demokratische
G e g e n m a c h t  i n  d e r  S c h u l e  j e d o c h  n i c h t  a l l e i n  d u r c h
Antidiskriminierungsstellen gewonnen werden. Er muss eingebettet werden
in  den  Kampf  um  eine  demokratische  Kontrolle  der  Lehrpläne  durch
Schüler:innen und Lehrer:innen sowie die Verwaltung des Schulgebäudes.
Dafür  braucht  es  Schul(streik)komitees,  welche  einen  Pol  bilden  für
Aktivist:innen  in  der  Schule,  um  für  sämtliche  ihrer  Interessen  und
polit ischen  Fragen  im  Schulalltag  zu  kämpfen.  Die  Rolle  der
Schulstreikkomitees  ist  dabei  anleitend  und  intervenierend.  Der  Pol  an
linken, antikapitalistischen Aktivsit:innen muss seine Aufgabe darin sehen,
mi t  e iner  mater ia l i s t i schen  Ana lyse  in  d ie  Debat ten  der
Antidiskriminierungsstelle einzuwirken, ihre Unabhängigkeit zu verteidigen
und diese auf weitere Felder wie die Kontrolle über die Lehrpläne oder das



Schulgebäude auszudehnen. Lasst uns gemeinsam der Fremdbestimmung ein
Ende bereiten und Gegenmacht aufbauen!

Aufruf an alle Linken in FFF
von Jona Everdeen, Februar 2024

Bei FFF, der mit Abstand größten Gruppe der deutschen Klimabewegung,
läuft wenig. Statt gegen die miserable Klimapolitik der Ampel auf die Straße
zu gehen stellen sich Luisa und Co. meist faktisch hinter diese, mit Verweis
darauf dass die Alternative ja noch schlimmer ist.  Dass diese Politik des
„kleineren Übels“ uns keinen Schritt nach vorne bringt sollte klar sein. Was
jedoch jüngst das größte Aufsehen erregte ist der offene Bruch zwischen FFF
DE  und  der  internationalen  Bewegung,  da  FFF  DE  lieber  hinter  dem
deutschen Staat als hinter Fridays for Future steht. Darum kommt hier unser
Vorschlag was linke Aktivist:innen innerhalb von FFF DE jetzt tun um der
Bewegung  neuen  Elan  zu  geben  und  den  Kampf  für  Klimagerechtigkeit
wieder aufzunehmen:

Klimagerechtigkeit  geht  nur
internationalistisch!
Die Führung von FFF DE distanzierte sich in letzter Zeit immer offener von
Greta  Thunberg,  die  die  Bewegung  einst  ins  Leben  rief.  Weil  sie  auf
Demonstrationen eine Keffiyeh trägt und sich aktiv dafür ausspricht, dass der
Kampf für Klimagerechtigkeit Freiheit für Palästina einschließen muss. Dabei
steht Greta nicht alleine, sie hat die komplette internationale Klimabewegung
auf ihrer Seite! Einzige Ausnahme: Deutschland (und teilweise Österreich).
Während in anderen Ländern wie Schweden, Frankreich oder Britannien die
Klimabewegung  ein  selbstverständlicher  Teil  der  massiven  pro-
palästinensischen Proteste ist, steht ihre Führung in Deutschland hinter der
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„Staatsräson“,  also  Solidarität  mit  Israel.  Wie  bereits  bei  den  Protesten
gegen den Ukrainekrieg, wo es kaum Kritik an NATO und Aufrüstung gab,
stehen auch hier Luisa Nebauer, Carla Reemtsma, Annika Rittmann und Co.
auf der Seite des deutschen Staates. Auch dessen miserable Klimapolitik wird
immer weniger kritisiert, so lobte Luisa Neubauer gar Scholz‘ Auftreten auf
der jünsten Farce einer Klimakonferenz in Dubai!

Statt  hinter  der  Außenpolitik  des  deutschen  Staates  muss  die
Klimabewegung  hinter  den  Unterdrückten  stehen!  Der  Kampf  um
Klimagerechtigkeit  muss international  geführt werden! Das bedeutet zum
Beispiel,  dass  wir  die  Kämpfe,  die  in  den  halbkolonialen  Ländern  des
Globalen Südens gegen den Umweltimperialismus geführt werden auch hier
in Deutschland als Teil unseres Kampfes sehen. Solange das deutsche Kapital
seine Produktion auf den räuberischen und zerstörerischen Ressourcenabbau
anderswo  stützt,  solange  internationale  Energiekonzerne  global  fossile
Brennstoffe  extrahieren,  solange  die  IDF  mit  deutschen  Waffen  die
Lebensgundlage der Palästineser:innen zerstört, wird auch ein neuer Radweg
in Berlin keine Kipppunkte aufhalten.  Wir brauchen auch in Deutschland
Solidaritätsstreiks  mit  internationalen  Kämpfen  und  wir  müssen  die
Verwicklungen  der  Bundesregierung  aufdecken  und  beenden!

Klimagerechtigkeit heißt Klassenkampf
Die letzten Jahre haben uns gelehrt, dass bloße Appele an „die Politik“ nichts
bewirken.  Um wirklich  Druck aufzubauen,  müssen wir  uns  an der  Basis
organisieren: in Schule, Uni und vor allem im Betrieb. Nur ein Generalstreik
ist  in  der Lage Klimagerechtigkeit  gegen die Interessen der Lobbys und
Konzerne, gegen den bürgerlichen Staat,  der in ihrem Interesse handelt,
durchzusetzen!

Die Kampagne „Wir fahren zusammen“, die versucht die Brücke zwischen
ÖPNV-Arbeiter:innen  und  der  Klimabewegung  zu  schlagen,  ist  dabei  ein
guter erster Schritt, darf aber nicht der letzte bleiben! Damit die „Allianz“
nicht  nur  am Schreibtisch  geschmiedet  wird,  sondern  auch  wirklich  mit
Leben gefüllt wird, ist es einerseits sehr richtig, dass FFF aktiv dazu aufruft,
mit den streikenden Beschäftigten auf die Straße zu gehen. Andererseits



könnte dies noch viel weitergehen, indem sich auch die Basisorgane einander
zuwenden.  Aktivistis  könnten  vor  Betriebsversammlungen  oder  bei
Betriebsgruppen sprechen, um Forderungen fürs Klima zu erklären, die in
den  Arbeitskampf  einbezogen  werden  sollten.  Und  umgekehrt  könnten
streikende Arbeiter:innen an Schulen eingeladen werden,  um über  ihren
Kampf  zu  berichten  und  die  Schüler:innen  zur  Solidarität  aufrufen.  Das
funktioniert natürlich am besten, wenn auch tatsächlich schon Basisgruppen
existieren,  kann  aber  ebenso  gut  als  Mittel  genutzt  werden,  diese
aufzubauen.

Ein weiterer sehr wichtiger Schritt wäre, nicht nur zu den Beschäftigten im
Nahverkehr,  sondern  auch  und  gerade  Brücken  zu  schlagen  zu  den
Arbeiter:innen,  die  in  klimaschädlichen  Bereichen  lohnabhängig  sind!  Es
muss  gezeigt  werden,  dass  anders  als  Konzernchefs  und  häufig  auch
Gewerkschaftsführungen behaupten, das Interesse an einer intakten Umwelt
sowie am Erhalt von Arbeitsplätzen kein Widerspruch sind, sondern Hand in
Hand gehen! Nur wenn die Arbeiter:innen die Produktion in ihren Betrieben
selber in die Hand nehmen, so wie es die Arbeiter:innen bei GKN in Florenz
taten, können sie ihre Arbeitsplätze sichern, indem sie die Produktion auf
Produkte umstellen, die in einer nachhaltigen Wirtschaft benötigt werden!
Nur eine demokratisch geplante Wirtschaft unter Kontrolle der Beschäftigten
ist  in  der  Lage  die  nötige  Transformation  durchzuführen!  Solange  die
Betriebe  in  Unternehmer:innenhand  sind,  müssen  die  Arbeiter:innen  bei
jeder Konjunkturkrise um ihre Anstellung fürchten. Organisieren wir unsere
Mitschüler:innen,  Kommiliton:innen  und  Arbeitskolleg:innen  für
Klimagerechtigkeit, für soziale Gerechtigkeit, für eine bessere Gesellschaft!

Für  die  Durchsetzung  bewegungsinterner
Demokratie!
Ein weitere Punkt, der FFF DE prägt und viele Aktivist:innen demoralisiert
hat, ist die nicht vorhandene interne Demokratie. Von dem, was sich FFF auf
die Fahne schreibt, eine basisdemokratische Graswurzelbewegung zu sein,
war bereits nach wenigen Monaten nicht mehr viel übrig. Öffentlich für die
Bewegung sprach nicht,  wer  dafür  von der  Bewegung bestimmt worden



wäre, sondern wer sich, wie Luisa Neubauer, erfolgreich in den medialen
Mittelpunkt stellen konnte. AGs die über zentrale Aspekte der politischen
Arbeit  und  Ausrichtung  von  FFF  ohne  Rücksprache  mit  der  Bewegung
entscheiden konnten basierten meist auf informellen Beziehungen und waren
häufig  sehr  stark  nach  außen abgegrenzt,  rein  kam nur,  wer  die  Leute
kannte. Diese Strukturen festigten sich über die Jahre nur noch weiter. Wer
intern diese Strukturen kritisierte und für eine andere Politik eintrat wurde
zuerst belächelt und wenn er dann weiter machte irgendwann aktiv bekämpft
so wie H. und unser Mitglied Jona Everdeen. Ausführendes Organ der FFF
internen Repression ist dabei die sogenannte „Sicherheits AG“, die in FFF,
die Aufgaben von VS, Polizei und Justiz in einem zu übernehmen scheint, und
unliebsame Stimmen auf  Basis  von  willkürlicher,  nicht  für  die  Mehrheit
einsehbarer  Gründe gerne mal  aus  Gruppen wirft.  Diese AG die  ähnlich
intransparent ist wie viele andere, war auch für den Unvereinbarkeitsantrag
gegen uns verantwortlich der zum größten Teil auf offenen Lügen basierte
die ohne weiteres hätten widerlegt werden können.

Wir schlagen vor, diesem undemokratischen und intransparenten Apparat
eine demokratische Bewegung entgegenzusetzen, in der zentrale Positionen
nicht  nur  gewählt,  sondern  auch  jederzeit  abwählbar  sind  und
Verantwortliche somit jederzeit rechenschaftspflichtig sind! Eine Bewegung,
in  der  die  demokratischen  Mehrheitsbeschlüsse  umgesetzt  werden  aber
gleichzeitig  auch  oppositionelle  Gruppen  jederzeit  das  Recht  haben  ihre
Meinung und ihre Positionen frei zu vertreten und auf Aktionen in Form von
Flyern, Fahnen, Transparenten etc. zum Ausdruck zu bringen!

Für  eine  Strategiekonferenz  der  gesamten
Klimabewegung!
Wir haben jetzt Punkte genannt die unserer Meinung nach zentrale Rollen in
der derzeitigen Krise der Klimabewegung spielen, jedoch können nicht wir
als kleine Jugendgruppe der deutschen Klimabewegung eine neue Strategie
geben.  Das  kann  sie  nur  selber!  Darum  rufen  wir  dazu  auf  eine
Strategiekonferenz  abzuhalten  an  der  alle  Teile  der  Klimabewegung
teilnehmen! Um dafür einen ersten Grundstein zu legen organisieren wir am



24.Februar  ein  Vernetzungstreffen  linker  und  internationalistischer
Klimagruppen  und  -aktivist:innen!  Dazu  wollen  wir  euch  alle  herzlich
einladen! Wenn ihr als Ortsgruppe Interesse an einer Veränderung von FFF
und der Klimabewegung in Deutschland habt rufen wir euch auf Deligierte zu
diesem Treffen zu schicken und auch wenn ihr als einzelne Aktivist:innen aus
einer grünennahen Ortsgruppe in linker Opposition steht seid ihr ebenfalls
aufgerufen  zu  kommen  und  euch  mit  anderen  linken  Aktivist:innen  zu
vernetzen!  Auch  Mitglieder  anderen  Klimaorganisationen  wie  Letzte
Generation, End Fossil  Occupy und Ende Gelände laden wir ein, an dem
Treffen teilzunehmen!

Von Athen bis Berlin: Gerechte
Bildung muss erkämpft werden!
Von Jona Everdeen, Februar 2024

Seit  mehreren  Wochen  sind  jetzt  über  100  Universitäten  in  ganz
Griechenland  besetzt.  Jeden  Donnerstag  demonstrieren  zehntausende
Studierende  gegen  ein  neues  Gesetz  der  rechtskonservativ-neoliberalen
Regierung Mitsotakis, das vorsieht, künftig private Universitäten einzuführen
und somit die öffentliche Bildung massiv zu untergraben. Wir solidarisieren
uns mit  diesen Protesten und rufen auf,  eine europaweite Bewegung für
gerechte  Bildung und gegen die  Folgen der  neoliberalen  Politik  der  EU
aufzubauen!

Privatisierung als Folge neoliberaler Politik
Die  Privatisierung  der  Bildung  muss  als  weiterer  Teil  der  massiven
Privatisierungswelle  betrachtet  werden,  die  Griechenland  in  den  letzten
Jahren erlebte.  So wurden u.a.  schon Eisenbahn,  Energieversorgung und
Immobilien  privatisiert.  Diese  radikale  neoliberale  Politik  wurde
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Griechenland  in  Folge  der  Staatsschuldenkrise  aufgezwungen.  Mit
Maßnahmen, die als Wirtschaftskrieg bezeichnet werden können, zwang die
vom  kürzlich  verstorbenen  Wolfgang  Schäuble  angeführte  Troika  die
linksreformistische SYRIZA-Regierung dazu,  eine brutale Austeritätspolitik
zu akzeptieren. Hier taten die Reformist:innen wieder einmal, was sie am
besten können:  Die  Arbeiter:innenklasse  und Jugend verraten,  indem sie
entgegen der Referendumsentscheidung der Griech:innen vor dem Troika-
Terror  kapitulierten.  Mit  61,31  %  war  die  aufgezwungene  Sparpolitik
eigentlich  abgelehnt  worden,  doch  SYRIZA  versprach  viel,  täuschte  die
griechische Bevölkerung sogar hinsichtlich des desaströsen Zustandes des
Staates und machte letztendlich wenig. Die Folgen für Griechenland waren
fatal  und  prägen  das  Land  noch  immer  massiv:  Proletarische  und
kleinbürgerliche Massen verarmten, da Lohnkürzungen und der Abbau von
Arbeitsrechten erzwungen wurden. Die heutige rechte Regierung der Nea
Dimokratia hingegen privatisiert ganz von alleine munter vor sich hin, so wie
es eben jede bürgerlich-konservative Regierung tut.  Für die griechischen
Arbeiter:innen  und  Jugendlichen  sorgte  die  Austeritätspolitik  für  eine
massive Verschlechterung der Lebensbedingungen. Löhne sanken und Preise
für  Strom,  Miete  und  Lebensmittel  stiegen.  Die  massive  Krise  des
bürgerlichen  Staates  soll  also  auf  dem  Rücken  der  Armen  ausgetragen
werden. Auch für das katastrophale Zugunglück von Tembi 2023, bei dem 57
Menschen starben, ist die neoliberale Privatisierungspolitik verantwortlich,
da sie dafür sorgte, dass das Bahnsystem marode wurde. Die Ermöglichung
von Privatisierung im Bildungssektor ist nun der nächste Schritt in dieser
Reihe.  Die  Folgen für  Jugendliche  wären dabei  katastrophal.  So  würden
Investitionen in öffentliche Bildungseinrichtungen noch weiter zurückgehen
und es  würde eine riesige Kluft  entstehen zwischen denen,  die  sich die
Privatuni leisten können und denen, die mangels Geld gezwungen wären,
weiter eine öffentliche Uni zu besuchen. Langfristig öffnet das Gesetz sogar
die Möglichkeit dafür, dass höhere Bildung komplett privatisiert wird und
sich nur noch Leute mit viel Geld leisten könnten, überhaupt zu studieren.

Das Problem ist ein internationales!
Griechenland ist durch die Eurokrise eines der Länder, das besonders stark



von neoliberaler Austeritätspolitik, diktiert durch die EU, betroffen ist. Das
liegt  auch  daran,  dass  es  aufgrund  der  massiven  wirtschaftlichen
Abhängigkeit  in  einem  halbkolonialen  Verhältnis  zu  Deutschland  und
Frankreich steht. Doch alleine ist Griechenland mit dem Problem nicht. Im
Gegenteil, ganz Europa und große Teile der Welt sind mehr oder weniger
stark betroffen! Ob Deutschland oder Italien, Griechenland oder Österreich:
In quasi  jedem europäischen Land hat es,  von der EU massiv befördert,
zahlreiche  Privatisierungen  gegeben.  Von  Gebäuden  über  Infrastruktur,
öffentliche Dienstleistungen wie das Gesundheitssystem bis hin zur Bildung.
Die Angriffe auf Schüler:innen und Studierende nehmen dabei immer weiter
zu, sei es auf die direkte und spürbarste Art durch die Privatisierung, oder
aber  auch  etwas  indirekter  durch  Unterfinanzierung,  die  zu  maroden
Schulgebäuden und viel zu wenig Personal führt. Auch Preissteigerungen für
Mensaessen oder Lernmaterialien machen gute Bildung immer weiter  zu
einem  Privi leg  der  wenigen  bessergestel lten  Schichten  der
Arbeiter:innenklasse und des Kleinbürger:innentums und der Reichen selbst.
Dazu kann man zunehmende Repressionen gegen linkspolitische Meinungen
und Aktivitäten an den Schulen und Universitäten beobachten, wie z. B. bei
der  Unterdrückung  jeglicher  Palästina-Solidarität  in  Deutschland  oder
Italien.  Die  strukturelle  Krise  des  Kapitalismus zwingt  die  Staaten dazu,
einerseits  an  der  Bildung  zu  sparen,  andererseits  aber  auch  die
Schüler:innen  und  Studierenden  auf  die  verschärfte  Ausbeutung  am
zukünftigen  Arbeitsplatz  vorzubereiten  und  dabei  die  Linie  des  Staates
ideologisch zu festigen. Das ist zwar auch ein grundsätzliches Merkmal von
Bildung  im  Kapitalismus,  da  so  die  vorherrschenden  Ideen  reproduziert
werden, jedoch ist es in Krisenzeiten noch einmal massiver vonnöten, um
jeglichen Widerstand zu brechen. Uns ist dabei bewusst, dass Bildung im
Kapitalismus eben nie das Ziel hat, uns wirklich zu bilden und in unseren
Stärken zu fördern, sondern nur gehörige Arbeiter:innen zu schaffen, welche
sich ohne Aufschrei ausbeuten lassen sollen. Dass eine gerechte Bildung mit
neoliberaler Politik also nicht vereinbar ist, sollte allen klar sein.

Doch was braucht es stattdessen?
Neben einer kompletten Verstaatlichung der Bildung, also dem sofortigen



Stopp  aller  Bildungsprivatisierung  und  der  Verstaatlichung  aller  bereits
existierender  Privatschulen  und  Unis  sowie  der  Streichung  jeglicher
Gebühren  für  Bildung,  braucht  es  deshalb  auch  ein  komplett  neues
Bildungssystem. Eins, das von Lehrenden und Lernenden sowie Organen der
Arbeiter:innenklasse demokratisch geplant und verwaltet wird, anstatt dass
ein Bildungsministerium oder ein autoritärer Unisenat entscheidet, was und
wie  wir  zu  lernen  haben!  Dazu  braucht  es  auch  ein  Ende  des
Konkurrenzsystems unter den Lernenden, das sich vor allem in der Benotung
ausdrückt.  Kostenloses Mensaessen,  Unterrichtsmaterialien und Nachhilfe
sind  darüber  hinaus  nötig,  damit  wirklich  niemand  in  Schule  oder  Uni
aufgrund  fehlender  finanzieller  Mittel  benachteiligt  wird  und  die
Verdrängung ins Private nicht weiter patriarchale Strukturen fördert, welche
Mütter durch unentlohnte Hilfe bei den anfallenden Hausaufgaben und das
Schmieren von Pausenbroten zusätzlich ausbeuten! Zusammenfassend lässt
sich sagen: Wir wollen und brauchen eine Bildung, die uns nicht für den
Konkurrenzkampf des Kapitalismus und die harte Realität der Lohnarbeit im
Kapitalismus formt, sondern uns ermöglicht, nach unseren Interessen und
Fähigkeiten entsprechend weiterzubilden!

Für  eine  internationale  Jugendbewegung  in
Kampfeinheit mit den Arbeiter:innen!
Die Angriffe auf unsere Bildung und somit direkt auf uns als Jugendliche, als
Schüler:innen und Studierende, sind Ergebnis der kapitalistischen Krise und
des  Neoliberalismus.  Diese  Spielart  des  kapitalistischen  Regierens  ist
international vorherrschend und wird durch die EU und BRD befeuert, wenn
nicht gleich ihren Mitgliedern aufgezwungen. Er greift dabei nicht nur uns
an,  sondern  auch  und  ganz  besonders  die  Arbeiter:innen,  deren
Lebensbedingungen  in  Folge  von  Privatisierungen  und  anderen
Spaßmaßnahmen immer schlechter werden. Um die Krise zu überwinden, die
neoliberalen  Angriffe  zurückzuschlagen  und  eine  gerechte  Bildung  zu
erkämpfen, müssen wir darum eine Bewegung aufbauen, die sich neben uns
als Schüler:innen, Auszubildende und Studierende auch und gerade auf die
Arbeiter:innen und ihre Organisationen, die Gewerkschaften, stützt. Dafür
müssen wir in den Gewerkschaften gegen die Taktik der Sozialpartnerschaft,



des faulen Kompromisses mit Bossen und Regierung kämpfen. Wir müssen
die reformistischen Parteien, die ihre Basis in der Arbeiter:innenbewegung
haben, wie z. B. die Linkspartei in Deutschland oder SYRIZA in Griechenland,
dazu auffordern,  sich einer  Einheitsfront  gegen die  neoliberalen Angriffe
anzuschließen. Im gemeinsamen Kampf müssen wir dann aufzeigen, dass die
reformistischen  Führungen  sie  nicht  von  den  Auswirkungen  neoliberaler
Politik und der tagtäglichen Hölle des Kapitalismus befreien werden können.
Es reicht nicht, wenn dies nur in einem Land geschieht, besonders nicht
innerhalb der  EU.  Denn es  war die  EU,  angeführt  von Deutschland,  die
SYRIZA 2014 zur Kapitulation und Annahme der Troika-Diktate zwang. Das
wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht nur in Griechenland, sondern auch
in Deutschland Generalstreiks stattgefunden hätten, die Schäuble aus dem
Amt gejagt und seine Austeritätspolitik auch in Deutschland beendet hätten!
Um  in  Zukunft  siegen  zu  können,  Privatisierungen,  Austerität  und
Kapitalismus  zu  beenden  und  eine  gerechte  Bildung  sowie  ein  besseres
Leben für uns alle zu erreichen, braucht es eine internationale Jugend- und
Arbeiter:innenbewegung  im  engem  Bündnis,  welche  geeint  dem  Kampf
gegen „unsere“ jeweiligen Staaten und die EU führen! Hier in Deutschland
als führende Macht in der EU gilt es sich besonders mit allen von deutscher
Politik  Betroffenen  zu  solidarisieren  und  sich  gegen  die  „eigenen“
Imperialisten  zu  stellen.  Nur  eine  europaweite  Massenbewegung  mit
revolutionärer  Führung  kann  die  Basis  dafür  sein,  das  kapitalistisch-
neoliberale  Europa  zu  Fall  zu  bringen  und  durch  die  vereinigten
sozialistischen  Staaten  von  Europa  zu  ersetzen!

Verhindert  ein  Massaker  in
Rafah!
von Dave Stockton, Februar 2024
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Israel steht kurz davor, Rafah anzugreifen, eine Stadt an der ägyptischen
Grenze, die zur letzten Zuflucht für mehr als eine Million Palästinenser:innen
geworden ist, die aus dem nördlichen und zentralen Gazastreifen vertrieben
wurden.

Obwohl  Rafah  zur  „sicheren  Zone“  erklärt  wurde,  werden  Schulen,
Krankenhäuser und Flüchtlingslager der Stadt seit Beginn des Krieges aus
der Luft bombardiert. UN-Generalsekretär António Guterres beschrieb die
Bedingungen, unter denen die Menschen in überfüllten Behelfsunterkünften,
unter  unhygienischen  Bedingungen,  ohne  fließendes  Wasser,  Strom  und
angemessene Lebensmittelversorgung leben.

Westlicher Imperialismus
Krankheiten  töten  Kinder  und  Erwachsene,  die  durch  die  monatelange
Hungersnot geschwächt sind, da Israel die Einfuhr von Lebensmitteln und
Medikamenten  in  das  Gebiet  fast  vollständig  blockiert.  Unter  diesen
Bedingungen  haben  die  Vereinigten  Staaten  und  neun  weitere  Länder,
darunter  das  Vereinigte  Königreich,  einseitig  die  Finanzierung  des  UN-
Flüchtlingshilfswerks UNWRA eingestellt.

Nach  dem  wahllosen  Abschlachten  von  rund  30.000  Zivilist:innen  hat
Präsident  Joe  Biden  mit  reichlicher  Verspätung  eingeräumt,  dass  „eine
Menge  unschuldiger  Menschen  verhungern  …  und  das  muss  aufhören“.
Natürlich könnten die USA Israels Krieg jederzeit stoppen, wenn sie wollten.
Dennoch liefern sie weiterhin Israels an Kriegsmaschinerie und nutzen ihr
Vetorecht, um es in der UNO zu schützen.

In „normalen“ Jahren stellt Washington Israel rund 3,8 Milliarden US-Dollar
an  Militärhilfe  zur  Verfügung,  die  direkt  in  die  Bewaffnung  der  IDF-
Besatzungstruppen  fließen.  Das  israelische  Fernsehen  hat  Aufnahmen
ausgestrahlt,  in denen die verheerenden Auswirkungen der von den USA
gelieferten Bunkerbomben auf zivile Hochhäuser gezeigt wurden.

Da die USA nicht die Absicht haben, ihren Kampfhund an die Kandare zu



nehmen,  überrascht  es  nicht,  dass  Biden  in  Rafah  zur  „Zurückhaltung“
aufruft,  ohne dass dies geschieht. Am 7. Februar erklärte der israelische
Premierminister  Benjamin  Netanjahu,  es  gebe  „keine  andere  Lösung  als
einen vollständigen und endgültigen Sieg“, und fügte hinzu, er habe den
Truppen befohlen, sich in Rafah „auf den Einsatz vorzubereiten“.

Noch  bedrohlicher  ist,  dass  er  Pläne  für  die  „Evakuierung“  der
Zivilbevölkerung bekanntgab. Netanjahu zufolge ist der „totale Sieg“ über
die Hamas nur noch wenige Monate entfernt. US-Militärquellen, die in der
New York Times zitiert werden, gehen jedoch davon aus, dass Israel nur ein
Drittel der Hamas-Kämpfer:innen getötet hat und die Kämpfe im gesamten
Streifen weitergehen.

Die Zionist:innen wissen, dass sie die Hamas oder die anderen militärischen
Widerstandsorganisationen  nicht  „liquidieren“  können,  ohne  die
Zivilbevölkerung  zu  liquidieren,  deren  Unterdrückung  für  einen
unerschöpflichen  Nachschub  an  neuen  Rekrut:innen  sorgt.

Ethnische Säuberung
Es ist diese einfache Wahrheit, die die gesamte Dynamik des israelischen
Krieges in Gaza in eine Kampagne der ethnischen Säuberung, eine zweite
Nakba,  führt.  Tatsächlich  wurde  dieses  Ergebnis  von  israelischen
Minister:innen, die zur Vertreibung der palästinensischen Bevölkerung und
ihrer  Ersetzung  durch  israelische  Siedler:innen  aufgerufen  haben,  offen
propagiert. Netanjahu selbst, dessen Regierung auf der Unterstützung dieser
Extremist:innen beruht, hat erklärt, dass die Sicherheit im Gazastreifen in
den Händen der IDF verbleiben müsse – also eine Rückkehr zur militärischen
Besatzung.

Weltweit  haben  Massendemonstrationen,  wie  sie  seit  denen  gegen  die
Invasion im Irak 2003 nicht mehr stattgefunden haben, Israels Verbündete,
allen  voran  die  USA,  Großbritannien  und  Deutschland,  zweifellos  dazu
gezwungen, ihre bedingungslose Unterstützung für den Krieg des Landes
verbal zu drosseln.



Doch während Israels Verbündete aus Angst, ein Massaker in Rafah könnte
das  Pulverfass  Nahost  zum  Explodieren  bringen,  zur  „Zurückhaltung“
mahnen, weigern sie sich, einfache Maßnahmen zu ergreifen, die den Krieg
über Nacht beenden könnten: Aussetzung aller militärischen und finanziellen
Hilfen,  Verhängung  von  Sanktionen  und  Durchsetzung  wiederholter  UN-
Resolutionen.

Anstatt  Israels  rachsüchtige  Kampagne  der  ethnischen  Säuberung  zu
verurteilen, greifen sie die wachsende Solidaritätsbewegung an. Gesetzliche
Verbote  der  BDS-Kampagne  werden  im  Eiltempo  durch  die  Parlamente
gebracht,  und unbegründete Anschuldigungen des Antisemitismus werden
von den Medien der Bosse in einer Hexenjagd eingesetzt, um Kritiker:innen
Israels zum Schweigen zu bringen.

Doch das Schicksal der Palästinenser:innen muss und darf nicht in die Hände
ihrer  Unterdrücker:innen  gelegt  werden.  Mit  einem  Schlag  könnte  die
ägyptische Arbeiter:innenklasse den Suezkanal schließen und die gesamte
imperialistische  Wirtschaft  über  Nacht  hart  treffen.  Ebenso  könnten  die
organisierten  Arbeiter:innenbewegungen  in  den  USA,  im  Vereinigten
Königreich und in Europa ihre eigenen Sanktionen gegen Israel verhängen:
sich  weigern,  alle  Waffen  und  Waren  zu  transportieren,  die  aus  Israel
stammen oder für es bestimmt sind. Investitionen, Forschung und kulturelle
Zusammenarbeit  mit  dem  zionistischen  Staat  sollten  von  vornherein
abgelehnt  werden,  nach  dem Grundsatz:  Keine  Zusammenarbeit  mit  der
Besatzung!

Am 16. Oktober 2023 hat die palästinensische Gewerkschaftsbewegung einen
solchen Aufruf an die weltweite Arbeiter:innenbewegung gerichtet. Es ist ein
b e s c h ä m e n d e s  A r m u t s z e u g n i s  f ü r  d i e  r e f o r m i s t i s c h e n
Gewerkschaftsführungen,  dass  sie,  von  einigen  wenigen  ehrenwerten
Ausnahmen abgesehen, keinen Finger krummgemacht haben. Viele haben
sich sogar schwergetan, den Krieg unmissverständlich zu verurteilen.

Die  Arbeiter:innenklasse  in  den  Ländern,  die  Israel  mit  Waffen  und
diplomatischem Schutz versorgen, hat eine besondere Pflicht zu handeln.
Dies ist nicht nur der Krieg Israels. Es ist ein kolonialer Krieg, der auch unter



Beteiligung mehrerer westlicher imperialistischer Mächte geführt wird.

Der  Sieg  Israels  in  diesem  Krieg  stärkt  die  Position  des  westlichen
Imperialismus  und  damit  die  Stärke,  das  Selbstvertrauen  und  die
Kampfeslust  unserer  herrschenden  Klassen.  Deshalb  ist  der  Kampf  der
Palästinenser:innen  auch  unser  Kampf;  deshalb  müssen  wir  unsere
Anstrengungen  verdoppeln,  um  für  internationalistische  Aktionen  der
Arbeiter:innenklasse zu kämpfen, um den Krieg zu beenden und den Sturz
der gesamten vom Imperialismus unterstützten Ordnung im Nahen Osten zu
beschleunigen, beginnend mit der Zerschlagung des israelischen Staates, der
Errichtung eines bi-nationalen demokratischen und sozialistischen Staates in
ganz Palästina und durch eine sozialistische Revolution im Nahen Osten.


